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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Einen ungewollt heftigen Disput über die Schweizer Fahne löste Nationalratskandidat
und Secondas Plus-Mitglied Ivica Petrusic (sp, AG) aus. An einer Medienkonferenz stellte
Petrusic die Frage, ob die christliche Symbolik der Schweizerfahne noch zeitgemäss sei.
Symbole unterstünden einem Wandel und unterlägen auch einem Anpassungsdruck.
Diese Frage weckte harsche Kritik seitens der SVP, welche die Äusserung sogleich in
ihre Wahlpropaganda und die Werbung für ihre Initiative zur Begrenzung der
Zuwanderung einbaute. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.09.2011
MARC BÜHLMANN

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Unzufrieden mit dem Gang der Bürgerrechtsrevision diskutierte die SP über die
Möglichkeit, eine Volksinitiative für die erleichterte Einbürgerung zu lancieren. Ein
Begehren unter dem Titel „Für ein zeitgemässes Bürgerrecht“ würde die automatische
Einbürgerung von Kindern, die bis zum 18. Lebensjahr mindestens fünf Jahre in der
Schweiz gelebt haben, staatenlos sind oder aus einer dritten Generation stammen,
vorsehen. Zudem sollten künftig nicht mehr die Gemeinden und Kantone, sondern der
Bund für die Einbürgerung zuständig sein. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.05.2013
NADJA ACKERMANN

Zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Marra (sp, VD) hatten die
eidgenössischen Räte im Herbst 2016 einerseits eine Änderung des
Bürgerrechtsgesetzes verabschiedet und andererseits einen Bundesbeschluss erlassen,
der die erleichterte Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern der dritten
Generation in der Bundesverfassung verankert. Im Hinblick auf das auf den 12. Februar
2017 angesetzte obligatorische Referendum über die Verfassungsänderung gewann das
Thema im zu Ende gehenden Jahr 2016 auch in der öffentlichen Debatte langsam an
Präsenz. Mit Ausnahme der „Weltwoche“, die schon Anfang November das erste Mal
zum verbalen Zweihänder griff und die Linke bezichtigte, „sich von den vielen
Eingebürgerten viele linke Stimmen“ zu erhoffen, sowie die „Umwälzung der politischen
Entscheide, ja des ganzen politischen Erfolgsmodells der Schweiz“ befürchtete, liess
das Nein-Lager lange Zeit nichts von sich verlauten. Die erste SVP-Exponentin, die sich
in dieser Sache zu Wort meldete, war Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU); als
gebürtige Slowakin, die sich nach ihrer Heirat selbst erleichtert hatte einbürgern lassen,
sprach sie sich im „Blick“ allerdings für die erleichterte Einbürgerung der dritten
Generation aus. So war es denn auch das Befürworter-Komitee – eine breite Allianz aus
Vertreterinnen und Vertretern aller grossen Parteien ausser der SVP –, das unterstützt
von den Alt-Bundesrätinnen Ruth Dreifuss (sp, GE) und Eveline Widmer-Schlumpf (bdp,
GR) sowie Alt-Bundesrat Pascal Couchepin (fdp, VS) am 22. November 2016
medienwirksam den Abstimmungskampf eröffnete. Kurz darauf wurde aber bekannt,
dass dem Pro-Komitee die finanziellen Mittel fehlten, um eine sichtbare
Inseratekampagne zu führen, da sich die Wirtschaftsverbände in dieser Frage nicht
engagierten. Neben der grossen Kontroverse um die Unternehmenssteuerreform III
fristete die Debatte um die erleichterte Einbürgerung somit ein Mauerblümchendasein.

Das laue Lüftchen gegen die Vorlage – hauptsächlich Argumente bezüglich
föderalistischer Bedenken oder mangelnden Handlungsbedarfs – wich Anfang 2017
jedoch schlagartig einem Wirbelsturm, der sich – für eine von SVP-Exponenten geführte
Kampagne nicht ganz untypisch – einmal mehr um ein Burka-Plakat drehte. „Die kennen
wir doch!“, übertitelte der „Blick“ einen Artikel, in dem er aufzeigte, dass das gleiche
Sujet bereits bei den Kampagnen für das Minarettverbot und die
Masseneinwanderungsinitiative sowie bei der Unterschriftensammlung für das nationale
Verhüllungsverbot zum Einsatz gekommen war. Damit war die öffentliche Debatte
definitiv lanciert, wenn auch vielmehr jene über die Angemessenheit der Plakate als
jene über das inhaltliche Für und Wider der erleichterten Einbürgerung. Mit dem Motiv
hätten die Gegner das Thema völlig verfehlt, da es sich bei den betreffenden

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.02.2017
KARIN FRICK
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Ausländerinnen und Ausländern der dritten Generation hauptsächlich um italienische,
spanische, portugiesische und türkische Staatsangehörige handle, empörte sich die
Unterstützerseite. Während Bundesrätin Simonetta Sommaruga der Gegenseite
fehlende Argumente unterstellte, verkündete Initiantin Ada Marra im Radio gar, dem-
oder derjenigen 2000 Franken zu bezahlen, der oder die ihr eine Burka tragende
Ausländerin der dritten Generation zeige. Im Internet sorgten die Plakate mit dem
„Burka-Schreckgespenst aus der Mottenkiste“ (BZ) derweil auch für Belustigung, indem
das Sujet in völlig andere Kontexte gesetzt, ad absurdum geführt und durch den Kakao
gezogen wurde. Selbst aus den Reihen der SVP ertönten kritische Stimmen zum
umstrittenen Plakat. Während SVP-Nationalrat Maximilian Reimann (svp, AG) das Sujet
als „nicht optimal“ bezeichnete, war es für Alex Kuprecht (svp, SZ) als Befürworter der
Vorlage schlicht „einige Niveaus zu tief“. Die Mitglieder des Pro-Komitees legten
daraufhin etwas Geld für eine eigene, kleine Plakatkampagne an einigen grossen
Bahnhöfen der Deutschschweiz zusammen. Nachdem die grosse Welle der Empörung
abgeebbt war, plätscherte der Abstimmungskampf wieder gemächlich vor sich hin.

Mit näher rückendem Abstimmungstermin richtete sich die Aufmerksamkeit nochmals
auf einen ganz anderen Aspekt der Abstimmung: das Ständemehr. Was das Volksmehr
betrifft, zeigten die letzten Umfragen eine eher klare Tendenz zu einem Ja, doch das
Ständemehr war bereits früheren Bestrebungen zur erleichterten Einbürgerung zum
Verhängnis geworden (insb. bei der Volksabstimmung vom 12. Juni 1994). Experten
gingen davon aus, dass die Westschweizer Kantone und Zürich der Vorlage bei einem
Volksmehr mit grosser Wahrscheinlichkeit zustimmen würden, während die meisten
Zentral- und Ostschweizer Kantone – traditionell skeptisch in Ausländerfragen – eher
zur Ablehnung der Vorlage neigen sollten. Den entscheidenden Ausschlag erwarteten
sie von den als „Swing States“ bezeichneten Kantonen Basel-Landschaft, Graubünden,
Luzern, Solothurn, Wallis und Zug. Dies sind zugleich jene Kantone, die die
Einbürgerung der dritten Ausländergeneration im Jahr 2004 mit weniger als 60% Nein-
Stimmen abgelehnt hatten. Angesichts der aktuellen, weniger radikalen Reform, die im
Gegensatz zu jener von 2004 insbesondere keinen Automatismus vorsieht, ist es
durchaus denkbar, dass einige der „Swing States“ nun ins andere Lager wechseln. 3

Öffentliche Ordnung

Zu schweren Ausschreitungen mit Sachschäden von rund CHF fünf Mio., 151
Verhaftungen und elf verletzten Polizisten kam es am 16. Mai in Genf im Zusammenhang
mit dem dort durchgeführten Ministertreffen zum 50jährigen Bestehen der WTO- resp.
GATT-Verträge. Im Anschluss an eine von rund 4'000 aus ganz Europa angereisten
Manifestanten durchgeführte Protestdemonstration gegen die Globalisierung der
Wirtschaft randalierten einige Hundert Personen. Sie demolierten Autos, plünderten
Läden und lieferten der Polizei Strassenkämpfe. Diese Unruhen setzten sich während
mehrerer Nächte fort.
In Zürich kam es im Anschluss an die 1. Mai-Feier der Linken zu den traditionellen
Ausschreitungen der sogenannten «Autonomen» und zu Schlägereien zwischen diesen
und einer Gruppe von etwa 50 rechtsradikalen Skinheads. Mehr als die Hälfte der 22
von der Polizei verhafteten Randalierer gehörten zu dieser letzteren Gruppe. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.05.1998
HANS HIRTER

Nach der Verhaftung des Führers der PKK, Öcalan, durch die türkischen Behörden kam
es in der Schweiz, wo sich besonders viele kurdische Flüchtlinge aufhalten, zu massiven
Protesten. Es fanden, wie auch in mehr als einem Dutzend anderer europäischer
Länder, Besetzungsaktionen mit Geiselnahmen statt. Betroffen waren davon die
griechische Botschaft resp. das Konsulat in Muri bei Bern resp. Zürich, UNO-Räume und
ein SP-Sekretariat in Genf sowie das Sekretariat der FDP-Schweiz in Bern. Nach
längeren Verhandlungen konnten diese Besetzungen ohne Gewalt beendet werden. In
der Region Basel wurden auch mehrere Brandanschläge auf türkische Geschäfte verübt.
Diese Protestaktionen kamen für die Polizei absolut unerwartet. Der Bundesrat wies
aber die Kritik von Nationalrat Schlüer (svp, ZH), dass die Geheimdienste anderer
Länder besser orientiert gewesen seien als die schweizerischen und deshalb
Besetzungen haben verhindern können, als nicht haltbar zurück. Anschliessend an diese
unmittelbar nach der Festnahme Öcalans ausbrechenden Gewalttätigkeiten führten
Kurden in mehreren Städten Grosskundgebungen durch, die allesamt friedlich
abliefen. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.02.1999
HANS HIRTER
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Die Zuspitzung des Konflikts im Kosovo führte in der Schweiz, wo mehr als 200'000
Kosovo-Albaner und rund 40'000 Serben wohnhaft sind, zu einer verstärkten
Demonstrationstätigkeit der beiden Volksgruppen und auch zu Befürchtungen über ein
Überschwappen der Auseinandersetzung auf schweizerischen Boden. Die Kosovo-
Albaner führten, wie seit Jahren üblich, Dutzende von Manifestationen durch, darunter
auch wieder einige Grossdemonstrationen. Das Eingreifen der NATO und die
Bombardierung von serbischen Städten veranlasste dann auch die Serben, in mehreren
Städten auf die Strasse zu gehen. Dabei kam es an einigen Orten zu handgreiflichen
Auseinandersetzungen mit Gegendemonstranten aus dem Kosovo; in Genf forderten sie
ein (serbisches) Todesopfer. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.03.1999
HANS HIRTER

Die Zahl der Grossdemonstrationen mit 1'000 und mehr Beteiligten war mit 31 im
Vergleich zum Vorjahr (32) stabil. Gut die Hälfte davon wurden von in der Schweiz
lebenden Ausländern durchgeführt und hatten die Zustände in ihren Herkunftsländern
im Visier (9 von Kurden, 5 von Kosovo-Albanern, 2 von Tamilen und 1 von Serben). Zehn
Grossdemonstrationen – darunter die beiden grössten mit 18'000 resp. 15'000
Teilnehmern, beide in Bern durchgeführt – betrafen Arbeitsverhältnisse; die Hälfte
davon wurde von Staatsangestellten organisiert. Zur grössten Zahl von
Grossdemonstrationen kam es auch 1999 in der Bundesstadt Bern (9); in Genf waren es
8, in Zürich 7, in Basel, Lausanne und Neuenburg je 2 und in Liestal (BL) eine.

Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:
Bern: Kurden (1'000), Kosovo-Albaner (5'000), Kurden (3'000), Kurden (2'000),
Staatsangestellte (15'000), Homosexuelle (6'000), Gewekschafter (18'000), Kurden
(3'000), Tamilen (10'000); 
Genf: Kosovo-Albaner (2'000), Kosovo-Albaner (2'000), Kurden (3'500/Kurden),
Schweizer und Kosovaren für liberale Flüchtlingspolitik (2'500), Tamilen (6'000),
Bauarbeiter (1'500), gegen WTO (3'000), Bauarbeiter (2'000);
Zürich: Kurden (5'000), Serben gegen NATO (4'000), Kurden (1'000), Kosovo-Albaner
(1'200), Homosexuelle (4'000), gegen ADtranz-Schliessung (3'000), Pflegepersonal
(3'000);
Basel: Kurden (3'000), Kurden (1'500);
Lausanne: Christen (2'500), Staatspersonal (6'000);
Neuenburg: Staatsangestellte gegen Leistungslohn (1'500); Staatsangestellte gegen
Leistungslohn (1'500);
Liestal (BL): gegen ADtranz-Schliessung (1'500). 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1999
HANS HIRTER

Während es in der Schweiz auch früher zu Aktionen von gewaltbereiten Rechtsradikalen
gekommen war (v.a. Angriffe auf Asylbewerber und ihre Unterkünfte), war das
demonstrative öffentliche Auftreten doch relativ neu. Diese Präsenz führte auch zu
Gegenmanifestationen. An mehreren Orten der Deutschschweiz wurden, meist nach
provokativen Auftritten von Skinheads, Protestdemonstrationen gegen Rassismus und
Rechtsradikalismus durchgeführt (u.a. in Basel, Burgdorf, Liestal, Luzern, Malters/LU
und St. Gallen). Vereinzelt kam es zu gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen
Skinheads und der linksextremen Szene zuzuordnenden sogenannten „Antifa“-Gruppen
(als selbst gewähltes Kürzel für antifaschistisch). In Bern konnte die Polizei
Ausschreitungen zwischen rund 800 Teilnehmern an einem „Antifaschistischen
Spaziergang“ und 250 rechtsradikalen Gegendemonstranten verhindern. Einen
ähnlichen Einsatz hatte die Polizei auch in Zürich zu leisten. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.09.2000
HANS HIRTER

Die Zahl der Grossdemonstrationen mit 1000 und mehr Beteiligten belief sich auf 16
und hat sich im Vergleich zum Vorjahr halbiert (1999: 31). Verantwortlich dafür war der
massive Rückgang der Anlässe, an welchen Tausende in der Schweiz lebende Ausländer
gegen die Verhältnisse in ihren Herkunftsländern protestiert hatten. Ihre Zahl ging von
17 auf eine einzige, von Tamilen durchgeführte Kundgebung zurück. Die Zahl der
Demonstrationen von Ausländern blieb zwar hoch; da sich daran aber jeweils bloss
höchstens einige hundert Personen beteiligten, sind sie hier nicht registriert. Wie
bereits im Vorjahr hatten die grössten Demonstrationen die Arbeitsverhältnisse zum
Thema. Die mit 20'000 Teilnehmenden am besten besuchte, führten die
Gewerkschaften des SGB zugunsten von allgemeinen Lohnerhöhungen und gegen einen
Stellenabbau bei den Staatsbetrieben durch. Am häufigsten kam es in der Bundesstadt
Bern zu Grossdemonstrationen (5); in Zürich waren es 4, in Genf 2, in Biel, Lausanne,
Liestal und St. Gallen je eine. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2000
HANS HIRTER
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Zu Auseinandersetzungen mit der Polizei und Sachbeschädigungen kam es anlässlich
einer unbewilligten Protestdemonstration gegen das Weltwirtschaftsforum in Davos.
An diesem privaten Kongress nahmen neben Wirtschaftsführern auch US-Präsident
Clinton und weitere hochrangige Politiker teil. An diesem gegen die Globalisierung
gerichteten Protest beteiligten sich zum Teil dieselben Kreise, welche im Vorjahr mit
Demonstrationen und anderen Aktionen versucht hatten, die Durchführung der WTO-
Tagung in Seattle (US) zu verhindern. Zu Ausschreitungen kam es wie üblich auch bei der
sogenannten Nachdemo des linksextremen „Schwarzen Blocks“ am 1. Mai in Zürich. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2000
HANS HIRTER

Die Zahl der Grossdemonstrationen mit 1000 und mehr Beteiligten war mit 25 wieder
deutlich höher als im Vorjahr (16). Am häufigsten kam es in der Bundesstadt Bern zu
Grossdemonstrationen (11); in Genf waren es 4, in Zürich 3, in Lausanne und Aarau je 2
und in Bellinzona, Chur und Kloten je eine. Elf dieser Grossmanifestationen wurden
vom Personal öffentlicher Dienste (davon fünfmal Spitalangestellte) aus Protest gegen
Sparmassnahmen der Kantone organisiert. Die Beschäftigten des Gesundheitswesens
des Kantons Bern waren verantwortlich für die mit 13'000 Beteiligten grösste
Demonstration des Berichtsjahres. Zweithäufigstes Thema von Grosskundgebungen war
die Kritik an den Kriegsaktionen der USA in Afghanistan als Reaktion auf die
Terroranschläge vom 11. September. Ausländer machten nur dreimal mit grossen
Demonstrationen auf Konflikte in ihren Heimatländern (zweimal Jugoslawien und
Mazedonien, einmal Türkei) aufmerksam. Ebenfalls drei Grosskundgebungen führte das
von Massenentlassungen bedrohte Personal der Swissair durch. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2001
HANS HIRTER

Im Zusammenhang mit den andauernden Auseinandersetzungen im ehemaligen
Jugoslawien (Kosovo, Mazedonien) erliess der Bundesrat ein Verbot für albanische
Aktivisten, Geldsammlungen und Propagandaaktionen zugunsten des bewaffneten
Kampfes durchzuführen. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2001
HANS HIRTER

Die Zahl der Grossdemonstrationen mit 1000 und mehr Beteiligten war mit 26 fast
gleich hoch wie im Vorjahr (25). Am häufigsten kam es in der Bundesstadt Bern zu
Grossdemonstrationen (8), gefolgt von Genf und Zürich mit je 4. Die grösste
Kundgebung des Jahres fand ebenfalls in Bern statt: rund 20 000 Angestellte des
Kantons Bern protestierten gegen die von der Regierung angekündigten
Sparmassnahmen. Im Zusammenhang mit der Aushandlung eines neuen
Gesamtarbeitsvertrags im Baugewerbe, welche auch von einem Streik begleitet war,
fanden fünf Grossdemonstrationen statt. Die Landwirte führten ihre grossen
Kundgebungen für einmal nicht zentral in Bern, sondern gleichzeitig in verschiedenen
ländlichen Regionen durch. Aber nicht soziale Fragen, sondern die Konflikte im Nahen
Osten (Israel und Irak) bildeten den häufigsten Anlass für die Durchführung von grossen
Manifestationen. Im Gegensatz zu den 90er Jahren waren es im Berichtsjahr allerdings
nicht die in der Schweiz wohnhaften Ausländer, welche bei den Grossdemonstrationen
dominierten: nur gerade eine davon wurde von ihnen durchgeführt (Protest von
Palästinensern gegen die israelische Politik). 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2002
HANS HIRTER

Nachdem es 2001 zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen Demonstranten gegen
den Kongress des Weltwirtschaftsforums (World Economic Forum, WEF) in Davos (GR)
und der Polizei gekommen war, fand die diesjährige Tagung in New York statt. Bei einer
in Zürich ohne Bewilligung durchgeführten Protestkundgebung gegen den WEF-
Kongress in den USA kam es zu heftigen Ausschreitungen und Sachschäden von
mehreren hunderttausend Franken. Um für das Jahr 2003 eine Rückkehr dieses von
prominenten Politikern und Wirtschaftsführern aus aller Welt besuchten privaten
Kongresses nach Davos zu ermöglichen, nahmen die Organisatoren sowie die lokalen
und kantonalen Behörden Gespräche mit den an den Demonstrationen beteiligten
Gruppen auf. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2002
HANS HIRTER
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Der Kongress des Weltwirtschaftsforums (World Economic Forum, WEF) wurde nach
einem Abstecher nach New York dieses Jahr wieder in Davos (GR) durchgeführt.
Erwartet wurden an diesem mehrere Tage dauernden privaten Kongress mit über 2000
Politikern, Wirtschaftsführern und Wissenschaftern auch mehrere hohe
Regierungsvertreter (u.a. US-Aussenminister Powell). Angesichts früherer Erfahrungen
und der aggressiven Parolen eines Teils der zu Gegendemonstrationen aufrufenden
Globalisierungsgegner („Wipe out WEF“, d.h. „fegt das WEF weg“) ergriffen die
Behörden unter Federführung des Kantons Graubünden rigorose Schutzmassnahmen.
Zur Sicherung des Kongresses und seiner Logistik standen auch rund 2000
Armeeangehörige im Einsatz. Demonstrationen in Davos selbst waren zwar nicht
verboten, die Behörden beharrten allerdings auf einer strengen Kontrolle der
zureisenden Demonstranten und ihrer mitgeführten Rucksäcke. Damit sollte verhindert
werden, dass gewaltbereite Demonstranten ihre Utensilien (Stöcke, Steinschleudern
etc.) mitführen können. Die im so genannten Oltener Bündnis organisierten Gruppen,
welche neben linksradikalen Organisationen auch Kirchen, Gewerkschaften und die GP
umfassten, sahen darin eine Beeinträchtigung der demokratischen Rechte und waren
nicht bereit, sich diesen auch bei Sportanlässen üblichen Kontrollen zu unterziehen.
Diese unversöhnliche Haltung bewog die SP, und – nach den Ausschreitungen – auch
die GP, sich vom Oltener Bündnis zu distanzieren. Nach langem Hin und Her an der
Kontrollstation Fideris und beim Bahnhof Landquart (GR) passierte am 25. Januar nur
eine Minderheit den Kontrollposten und führte in Davos eine Demonstration mit rund
1500 Beteiligten durch. In Landquart selbst war es zu einigen Scharmützeln zwischen
Demonstranten, welche den Zugverkehr lahm legten und die Autobahn zu sperren
versuchten, und der Polizei gekommen. Als Novum waren dabei die kantonalen
Polizeitruppen durch deutsche Kollegen mit Wasserwerfern verstärkt worden. Zu
heftigen Auseinandersetzungen kam es dann am Abend in Bern. Nachdem der harte
Kern der aus Graubünden heimreisenden Manifestanten das Polizeidispositiv in Zürich
als zu stark eingeschätzt hatte, reiste er im Zug weiter in die Bundesstadt, wo sich rund
1000 Personen mit der Polizei stundenlange Strassenschlachten lieferten. Der
Sachschaden durch Zerstörungen und Plünderungen von Geschäften wurde auf über
600'000 Fr. geschätzt. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.02.2003
HANS HIRTER

Auf Anfrage der betroffenen Kantone Genf, Waadt und Wallis hatte der Bundesrat den
subsidiären Einsatz der Armee zugesichert. Da das in Aussicht gestellte Kontingent mit
rund 4500 Personen die in der Verfassung festgelegte Obergrenze von 2000 Personen
überschritt, musste der Truppeneinsatz vom Parlament bewilligt werden. Der
Nationalrat stimmte gegen den Widerstand der SP und der Grünen zu. Diese hatten als
Ergänzung zum Militäraufgebot vergeblich zusätzliche organisatorische Hilfen für die
Globalisierungskritiker und Massnahmen zum Schutz der Demonstrationsfreiheit
gefordert. Das Dispositiv sah die Armee – wie bereits in Davos – nicht für den Einsatz
gegen Demonstranten vor, sondern zur Bewachung und Sicherung (etwa des Luftraums
und des Genfer Flughafens) sowie für Transport- und andere logistische Aufgaben.
Ebenfalls vom Parlament gutgeheissen werden mussten zwei Staatsverträge mit
Frankreich. Der eine betraf die militärische Zusammenarbeit namentlich zur
Absicherung des Luftraums und des Schiffverkehrs auf dem Genfersee, der andere die
generelle Zusammenarbeit und die Verpflichtung Frankreichs, einen Teil der der
Schweiz erwachsenden Kosten zu übernehmen. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.03.2003
HANS HIRTER

Der Nationalrat nahm lediglich Kenntnis von einer Petition der Jugendsession 2002,
welche ein Verbot von Gummigeschossen, chemischen Zusätzen bei Wasserwerfern
und chemischen Kampfstoffen bei grossen Demonstrationen forderte. Der Antrag der
linken Minderheit der Rechtskommission, zumindest mit einer Motion eine
bundesrechtliche Regelung für den Einsatz von chemischen Substanzen durch die
Polizei und ein Verbot für die Verwendung gesundheitsgefährdender Stoffe zu
verlangen, fand im Plenum keine Zustimmung. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.03.2003
HANS HIRTER

Die vom französischen Staatspräsidenten Chirac auf den 1. bis 3. Juni einberufene
Konferenz der Staatschefs der sieben wichtigsten Industriestaaten und Russlands (G8-
Gipfel) in Evian am französischen Ufer des Genfersees verlangte von der Schweiz
umfangreiche Sicherheitsmassnahmen. Dies hatte seinen Grund einerseits in der
potentiellen Gefährdung der prominenten Anwesenden durch Terroristen. Mangels
geeigneter Unterkunftsmöglichkeiten in Frankreich mussten die meisten Politiker und
ihre Delegationen in der Schweiz einquartiert werden. Andererseits hatten frühere

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.05.2003
HANS HIRTER
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Gipfeltreffen wie etwa dasjenige von Genua (I) im Jahre 2001 gezeigt, dass dabei nicht
nur mit grossen Gegendemonstrationen von Globalisierungskritikern zu rechnen war.
Ein Teil der aus ganz Europa anreisenden Demonstranten ist seit einigen Jahren bei
derartigen Protestkundgebungen – geschützt von der Masse der friedlichen
Manifestanten – vor allem auf Gewaltanwendung gegen als „Symbole des Kapitalismus“
bezeichnete Gebäude (Banken, amerikanische Restaurant- und Hotelketten) und die
Ordnungskräfte aus, und sie kündigten dies auch für den Gipfel in Evian auf ihren
Informationsseiten im Internet entsprechend an. Diese Protestkundgebungen sollten
nicht im hermetisch abgeriegelten französischen Kurort Evian, sondern in den
schweizerischen Grossstädten Genf und Lausanne durchgeführt werden. Die
kantonalen und eidgenössischen Behörden bereiteten sich mit umfangreichen
Massnahmen auf den G8-Gipfel und die Gegendemonstrationen vor. Neben einem
grossen Aufgebot an Sicherheitskräften gehörten dazu auch Infrastrukturen für die aus
ganz Europa anreisenden Demonstranten. So wurden für sie in Lausanne und Genf für
je mehrere Hunderttausend Franken Zeltlager aufgebaut. 18

Die Zahl der Grossdemonstrationen mit 1000 und mehr Beteiligten war mit 58 mehr als
doppelt so hoch wie im Mittel der vergangenen Jahre (2002: 26). Hauptverantwortlich
für diese stark angestiegene Demonstrationshäufigkeit war der Krieg der USA und ihrer
Verbündeten gegen den Irak. An nicht weniger als 24 Grosskundgebungen wurde in den
Monaten Februar und März gegen das Vorgehen der USA protestiert. Zweithäufigster
Anlass für die Durchführung von Demonstrationen mit mindestens 1000 Beteiligten
waren staatliche Sparmassnahmen, namentlich im Bildungsbereich (11 Kundgebungen).
Am häufigsten kam es in der Bundesstadt Bern zu Grossdemonstrationen (14), gefolgt
von Zürich mit 11 sowie Genf und Lausanne mit je 6. Die grösste Kundgebung des Jahres
fand in Bern statt: am 15. Februar demonstrierten rund 40'000 Personen gegen den
drohenden Einmarsch der Amerikaner und ihrer Verbündeten in den Irak. Aufgerufen zu
dieser Demonstration, welche zeitgleich mit Manifestationen in der ganzen Welt
stattfand, hatten rund 120 Organisationen aus dem linken Politiklager. Auffallend war,
dass sich, ähnlich wie bei den Anti-Globalisierungskundgebungen, sehr viele
Jugendliche an diesen Anti-USA-Demonstrationen beteiligten. Am Tag des
Kriegsausbruchs kam es in fast allen Städten der Schweiz zu spontan organisierten
Protestkundgebungen von Schülerinnen und Schülern, an denen sich insgesamt rund
40'000 Personen beteiligten. Weitere sehr grosse Manifestationen mit mehr als 25'000
Teilnehmenden fanden dreimal in Bern (4. Irakdemo; gegen Einschränkungen für
Motorradfahrer; für sichere Renten) und einmal in Genf (gegen den G8-Gipfel) statt. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2003
HANS HIRTER

Die Zahl der Grossdemonstrationen mit 1000 und mehr Beteiligten schrumpfte, nach
der Verdoppelung im Vorjahr infolge des Irak-Kriegs, wieder auf das übliche Mass
zusammen. Es fanden insgesamt 40 statt (2003: 58); am häufigsten in der Bundesstadt
Bern (11), gefolgt von Genf (6), Zürich (5) sowie Lausanne (4). Die grösste Kundgebung
des Jahres wurde vom Gewerkschaftsbund in Bern mit rund 15'000 Beteiligten
durchgeführt. Häufigster Anlass für Grosskundgebungen waren Sparmassnahmen der
Kantone. Staatsangestellte führten insgesamt 14 derartige Protestkundgebungen durch,
zudem manifestierte die betroffene Bevölkerung dreimal an grossen Demonstrationen
gegen Spitalschliessungen. Im Gegensatz zum Vorjahr fanden nur ganz wenige
Grosskundgebungen (3) zu internationalen Themen statt. Die Demonstrationen von
Ausländern gegen die Zustände in ihren Herkunftsstaaten (v.a. von Kurden und Tamilen),
welche noch in den 90er Jahren die schweizerische Kundgebungsstatistik dominiert
hatten, fanden, wenn überhaupt, in kleinem Rahmen statt. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2004
HANS HIRTER

Der Kongress des Weltwirtschaftsforums (WEF) in Davos (GR), welcher in den letzten
Jahren jeweils zu Gegendemonstrationen von Globalisierungsgegnern und meist auch
zu Ausschreitungen geführt hatte, verlief dieses Jahr nahezu ohne diese
Begleiterscheinungen. Nach den Vorfällen im Vorjahr hatten sich Organisationen mit
grossem Mobilisierungspotential wie Gewerkschaften, Kirchen und auch die SP mit den
militanten linksradikalen Kräften zerstritten und waren nicht mehr zu gemeinsamen
Aktionen bereit. Radikale Gruppen führten in einer Reihe von Schweizer Städten kleine
Kundgebungen durch, wobei es lediglich zu einzelnen Auseinandersetzungen mit der
Polizei kam. 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2004
HANS HIRTER
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Die Protestdemonstrationen der Anti-Globalisierer, welche seit einigen Jahren den
Kongress des Weltwirtschaftsforums (WEF) in Davos (GR) begleiten, fielen in diesem
Jahr noch kleiner aus als im Vorjahr. Nachdem sie einige kleine friedliche
Manifestationen in mittelgrossen Städten durchgeführt hatten, verzichteten die WEF-
Gegner auf eine ursprünglich geplante zentrale Kundgebung in Bern. Als Grund gaben
sie die Bedingungen der Stadtbehörden an, welche zwar eine Kundgebung auf dem
Bundesplatz, nicht aber einen Demonstrationszug am Samstag Nachmittag durch die
Geschäftsstrassen der Innenstadt erlaubt hatten. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.01.2005
HANS HIRTER

Die Zahl der Grossdemonstrationen mit 1000 und mehr Beteiligten war im Berichtsjahr
stark rückläufig. Es fanden nur gerade 12 statt (2004: 40); das ist die geringste Zahl von
Grosskundgebungen seit dem Beginn unserer Statistik (1988). Am häufigsten waren
diese wie üblich in der Bundesstadt Bern (6), an keinem anderen Ort fand 2005 mehr
als eine statt. Die grösste Kundgebung des Jahres wurde in Bern mit rund 10'000
Beteiligten von den Bauernverbänden durchgeführt. Häufigster Anlass für
Grosskundgebungen waren Proteste des Staatspersonals gegen die Verschlechterung
der Arbeitsbedingungen (3). Wie im Vorjahr fanden kaum Grosskundgebungen zu
internationalen Themen statt. Die einzige wurde in Lausanne von Türken zur Feier der
Staatsgründung organisiert. Grossdemonstrationen von in der Schweiz ansässigen
Ausländern gegen die Zustände in ihren Herkunftsstaaten (v.a. von Kurden, Albanern,
Tibetern und Tamilen) fanden nur in kleinem Rahmen statt. 23

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2005
HANS HIRTER

Zu Grossdemonstrationen mit 1000 und mehr Beteiligten kam es im Berichtsjahr
praktisch nur in Bern. Nicht weniger als 13 der insgesamt 17 Veranstaltungen fanden in
der Bundesstadt statt. Daneben fanden nur noch in Basel, Lausanne, Zürich sowie im
bernjurassischen Dorf Reconvilier je eine Massenkundgebung statt. Die grösste
Manifestation wurde von Gewerkschaftern in Bern durchgeführt; rund 25'000 Personen
protestierten für mehr Lohn. Die zweitgrösste Demonstration fand vor dem Bundeshaus
in Bern statt und richtete sich im Vorfeld der Volksabstimmung gegen die Verschärfung
des Asylrechts. Aussergewöhnlich war die Manifestation von rund 10'000 Ärztinnen und
Ärzten ebenfalls vor dem Bundeshaus, die Mehrzahl in weissen Arztkitteln. Das
Hauptkontingent stellten die Hausärzte, welche bessere Arbeitsbedingungen und eine
praxisnahe Aus- und Weiterbildung forderten. Nachdem sie während einigen Jahren
kaum mehr grössere Protestkundgebungen gegen die Verhältnisse in ihren
Heimatländern durchgeführt hatten, wurden nun auch die Flüchtlinge wieder aktiver:
Kurden und Tamilen (zweimal) führten in Bern grosse Demonstrationen durch. In mehr
oder weniger engem Zusammenhang mit dem Nahostkonflikt standen vier weitere
Grossdemonstrationen auf dem Bundesplatz. Je einmal protestierten rund 3000
Personen für resp. gegen Israel und seine Politik, zweimal gaben Muslime ihrer
Empörung über Mohamed-Karikaturen in einer dänischen Zeitung Ausdruck. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2006
HANS HIRTER

Zu ernsthaften Ausschreitungen im Umfeld von politischen Manifestationen kam es
einzig bei den seit Jahren fast immer von Unruhen und Strassenkämpfen begleiteten 1.
Mai-Feiern der Linken in Zürich. 25

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2006
HANS HIRTER

In der Stadt Genf räumte die Polizei ein seit den 80er Jahren besetztes Haus, das als
Symbol der in Genf immer noch sehr aktiven Hausbesetzerszene galt; diese okkupiert
im Stadtzentrum immer noch über 20 Gebäude. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.07.2007
HANS HIRTER

Zu ernsthaften Ausschreitungen im Umfeld von politischen Manifestationen kam es
insbesondere anlässlich einer SVP-Demonstration am 6. Oktober, also kurz vor den
eidgenössischen Wahlen in Bern. Die SVP beabsichtigte, mit Bundesrat Blocher an der
Spitze, einen Demonstrationszug durch die Berner Altstadt auf den Bundesplatz
durchzuführen. Eine Gegenkundgebung ebenfalls in der Altstadt wurde von lokalen
grünen Parteien, Jungparteien und Gewerkschaften unterstützt, von den
Gemeindebehörden aber nicht bewilligt. Während sich gut 5000 SVP-Demonstranten
vor dem unteren Ende der Altstadt zum Abmarsch bereit machten, versammelten sich
rund 2000 Gegendemonstranten auf dem Münsterplatz nahe an der Marschroute.
Einige Hundert Gegendemonstranten blieben allerdings nicht dort, sondern errichteten
Strassenblockaden am Eingang zur unteren Altstadt, zerstörten Material für die SVP-

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.10.2007
HANS HIRTER
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Kundgebung auf dem Bundesplatz, attackierten dort auch Personen und lieferten sich
in den engen Altstadtgassen Scharmützel mit der Polizei. Die Polizei räumte unter
Einsatz von Tränengas und Gummischrot die Strassenblockaden und nahm 42
Gegenmanifestanten fest. Die SVP, in deren Demonstrationszug sich auch ca. hundert
Rechtsextremisten und bekannte Neonazis eingereiht hatten, brach in der Folge ihre
Demonstration ab. Bereits drei Wochen zuvor war es bei einem Auftritt von Bundesrat
Blocher in Lausanne zu Protestaktionen mit heftigen Auseinandersetzungen zwischen
der Polizei und Demonstranten gekommen. 27

Im Berichtsjahr fanden sechzehn Grossdemonstrationen mit 1000 und mehr
Beteiligten statt (2006: 17). Fünf davon wurden in der Bundesstadt Bern durchgeführt.
Daneben kam es in Zürich (4), Genf und Lausanne (je 2), sowie in Basel, Luzern und
Würenlingen (AG) zu Massenkundgebungen. Die grösste Manifestation wurde von rund
15'000 Bauarbeitern in Zürich durchgeführt. In Bern fanden im Zusammenhang mit den
eidgenössischen Wahlen drei Grossdemonstrationen statt. Ebenfalls je drei
Manifestationen richteten sich gegen die schweizerische Asyl- und Ausländerpolitik
resp. forderten einen Gesamtarbeitsvertrag im Baugewerbe. 28

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2007
HANS HIRTER

An verschiedenen Orten der Schweiz kam es im Oktober zu rund einem Dutzend
Brandanschlägen und anderen Zerstörungsaktionen gegen türkische Geschäfte,
Vereinsgebäude und Moscheen. Aufgrund von Bekennerschreiben vermutete die
Polizei, dass es sich um Protestaktionen der Jugendorganisation der kurdischen
Organisation PKK handelte. Diese führte parallel dazu in Zürich und Basel auch
Demonstrationen gegen die Haftbedingungen des früheren PKK-Chefs Öcalan in der
Türkei durch. Der Bundesrat schränkte als Reaktion darauf die Aktivitäten der PKK stark
ein und verbot beispielsweise Geldsammlungen zu anderen als humanitären Zwecken. 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.11.2008
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr fanden 17 Grossdemonstrationen mit 1000 und mehr Beteiligten statt.
Die grösste führten 12'000 Kantonsangestellte in Lausanne durch. Am häufigsten fanden
Grosskundgebungen in der Bundesstadt Bern statt (5), gefolgt von Zürich (4) sowie
Lausanne und Bellinzona (2). Bei sechs dieser Manifestationen protestierten in der
Schweiz ansässige Ausländer gegen die Verhältnisse in ihren Herkunftsländern; dabei
ging es dreimal um Kosovo/Serbien, zweimal um Tibet/China und einmal um Sri
Lanka. 30

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2008
HANS HIRTER

Im Jahr 2009 fanden 23 Grossdemonstrationen mit 1000 und mehr Beteiligten statt,
die grösste mit rund 25'000 Personen führten die Gewerkschaften am 19. September in
Bern durch. Je sieben Grossdemonstrationen fanden in Bern und Genf statt, je zwei in
Luzern und Zürich sowie je eine in Aarau, Freiburg, Lausanne, St. Gallen und Sempach
(LU). Mehr als ein Drittel dieser Kundgebungen (9) hatten aussenpolitische Fragen zum
Thema; besonders häufig demonstrierten in der Schweiz ansässige Tamilen gegen den
Bürgerkrieg in ihrer Heimat Sri Lanka. Sie führten neben einer Reihe von kleineren
Manifestationen auch fünf Grossdemonstrationen mit bis zu 14'000 Teilnehmenden
durch. Sehr aktiv waren im Berichtsjahr auch die Ärzte, welche an einem nationalen
Aktionstag am 1. April in Aarau, Bern, Luzern, St. Gallen und Zürich je gut 1000 Personen
auf die Strasse brachten. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2009
HANS HIRTER

Im Jahr 2010 fanden 14 Grossdemonstrationen mit 1000 und mehr Beteiligten statt. An
zwei Kundgebungen nahmen mehr als 5000 Personen teil. Im März demonstrierten rund
6000 Personen auf dem Bundesplatz für die Gleichstellung der Geschlechter und im
April unterstützten rund 5000 Personen die Solidaritätskundgebung für Tibet in Zürich.
In Bern fanden acht Grossdemonstrationen statt, in Genf und Zürich je zwei, in Freiburg
und in Gösgen je eine. Im Gegensatz zum Vorjahr, als bei 25 Grossdemonstrationen
mehrheitlich aussenpolitische Fragen bewegt hatten, standen 2010 vermehrt
spezifische Interessen einzelner Gruppen im Vordergrund: neben Gleichstellungsfragen
waren etwa Proteste von Wirten gegen die Mehrwertsteuer, von Lehrern für bessere
Arbeitsbedingungen, von Postangestellten gegen Poststellenabbau und Rationalisierung,
von Jugendlichen für Genfer Konzertlokale oder von Velofahrern gegen den
Autoverkehr Gründe für die Protestaktionen. Darüber hinaus bewegten
Solidaritätskundgebungen für verfolgte Christen und für Ausländer, darunter die

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

01.01.98 - 01.01.18 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Protestdemonstration gegen die Annahme der Ausschaffungsinitiative. In Gösgen
demonstrierten rund 4000 Personen gegen das AKW und in Bern nahmen etwa 1000
Linksautonome am antifaschistischen Abendspaziergang teil. 32

Im Jahr 2011 haben acht Grossdemonstrationen mit mehr als 1000 Teilnehmern
stattgefunden. Die grösste, vom Netzwerk „Menschenstrom gegen Atom“ organisierte
Kundgebung fand im Kanton Aargau statt, wo über 20'000 Personen gegen die
Atomenergie demonstrierten. In Bern besetzten Aktivisten während elf Wochen den
Viktoriaplatz und forderten die BKW auf, das Atomkraftwerk Mühleberg abzuschalten.
Nach erfolglosen Verhandlungen liess die Stadt Bern das Camp Ende Juni räumen. Der
Ausstieg aus der Atomenergie war auch das Thema des traditionellen Ostermarsches
und der Schülerdemonstration in Bern im Mai. Am 13.6. haben in Mühleberg mehr als
1000 Menschen für die sofortige Stilllegung des AKW Mühleberg demonstriert. Weitere
Kundgebungen mit mindestens 1000 Beteiligten (ohne 1.-Mai-Demonstrationen) gab es
zur Schliessung der Papierfabrik Biberist (3000 Beteiligte), zu Rechten von
homosexuellen Paaren bei der Adoption (1500 Beteiligte), zum Verschwinden der
Islamophobie (1000 Beteiligte) und zur Albisgüetli-Tagung der SVP (1500 Beteiligte). 33

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.10.2011
NADJA ACKERMANN

Neben diesen beiden grossen Gruppen von Demonstrationen fanden diverse Proteste
von Minderheiten statt. So forderten in Bern im Oktober etwa 1000 Muslime das
Verschwinden der Islamophobie. Ebenfalls in Bern demonstrierten im Mai 1500
Personen für die gleichen Rechte homosexueller Paare bei der Adoption von Kindern. 34

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.10.2011
NADJA ACKERMANN

Während die Kundgebungen gegen die Atomenergie ihren Schwerpunkt in Bern hatten,
war die Occupy-Bewegung in Zürich ausgeprägter. Dort forderten erstmals Mitte
Oktober 1000 Menschen einen Stopp des Kasino-Bankings. Etwa vierzig Aktivisten
schlugen dann ihr Camp auf dem Lindenhof auf. An den folgenden drei Wochenenden
fand jeweils wieder eine Kundgebung auf dem Paradeplatz statt, die aber immer
weniger Zulauf fand. Nachdem die Polizei das Camp auf dem Lindenhof Mitte November
geräumt hatte, zogen die Aktivisten für kurze Zeit zur St. Jakob Kirche, bevor sie das
Lager auflösten. 35

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.12.2011
NADJA ACKERMANN

Die Occupy-Bewegung in Zürich, welche vergangenes Berichtjahr noch 1000 Personen
mobilisieren konnte, wurde zunehmend marginalisiert. Im Januar sorgte sie noch mit
einem Iglu-Camp am WEF in Davos für Aufsehen. Weil sich die Bewegung nicht an die
Spielregeln gehalten hatte, wird die Occupy in Zürich nicht mehr toleriert, so dass es
keine unbewilligten Demonstrationen und Camps auf öffentlichem Grund mehr geben
wird. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.03.2012
NADJA ACKERMANN

Mit einer einstündigen Aktion, bei welcher ein Banner mit der Aufschrift „Free Pussy
Riot“ auf dem Grossmünster entrollt wurde, sorgten die Mitglieder des „Freien Punk
Komitees“ für Aufsehen. Sie wollten damit nicht nur für die Freilassung von Pussy Riot
sondern auch von allen politischen Gefangenen ein Zeichen setzen. Eine ähnliche
Aktion gab es am 1. Oktober in Bern, wo ein Transparent mit derselben Aufschrift am
Münster befestigt wurde. 37

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.10.2012
NADJA ACKERMANN

Am 11. März fand in Mühleberg die dritte Manifestation „Menschenstrom gegen Atom“
statt. Tausend Menschen forderten friedlich die sofortige Abschaltung der AKW
Mühlenberg und Beznau. Ebenfalls im März demonstrierten in der Bundeshauptstadt
4000 Physiotherapeuten für höhere Leistungstarife, welche seit vierzehn Jahren nicht
mehr angepasst worden sind. Für bessere Arbeitsbedingungen demonstrierten auch die
St. Galler Volksschullehrer. Am 12. Dezember forderten 15'000 Lehrerinnen und Lehrer
weniger Arbeitsaufwand für Lehrkräfte. In Bern fand unter dem Namen „Tanz dich frei“
in der Nacht auf den 4. Juni die grösste Jugenddemonstration seit 25 Jahren statt.
Rund 10'000 Jugendliche nahmen am via Facebook organisierten, unbewilligten, aber
tolerierten Anlass teil, um gegen die Trägheit des Berner Nachtlebens zu
demonstrieren. Am 23. Juni fand in Bern ein Protestzug von rund 5000 Personen gegen
die Verschärfung des Asylrechts statt. Der Anlass war eine Antwort auf die vom
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Nationalrat gutgeheissene Revision des Asylrechts, nach welcher Asylsuchende nur
noch Not- statt Sozialhilfe beziehen können. Im August haben in Bern gegen 1000
Personen für die Rechte von Nicht-Heterosexuellen demonstriert. 38

Am 15. April 2013 haben in Lausanne rund tausend Personen gegen die Spekulation mit
Rohstoffen manifestiert. Am 21. September haben in Bern 15‘000
Gewerkschaftsmitglieder gegen „Lohndumping und Rentenklau“ demonstriert und den
Verkehr im Stadtzentrum vorübergehend lahm gelegt. 39

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.09.2013
NADJA ACKERMANN

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Une polémique a éclaté fin mai suite à la décision de la Migros de marquer les produits
originaires de Cisjordanie, de Jérusalem Est ou des colonies israéliennes par l’étiquette
«Cisjordanie, zone de peuplement israélienne» ou «Jérusalem-Est, zone de
peuplement israélienne». 40

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.05.2012
EMILIA PASQUIER

Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Bien que l’année sous revue a permis de vérifier les premières expériences d’une
agriculture suisse en voie de libéralisation, la Suisse a été diversement jugée pour ses
efforts vers une économie agricole plus concurrentielle et adaptée au «marché
global ». Premier pavé dans la mare, l’OMC a publié une étude critiquant assez
sévèrement les relents de protectionnisme helvétique, principalement au niveau
douanier où les droits de douanes peuvent atteindre 678 % pour des importations hors
contingent de viandes et d’abats comestibles. En moyenne, les droits appliqués aux
produits agricoles sont près de quatre fois plus élevés que la moyenne globale de 8,9 %,
soit une majoration de 33,5 %, selon l’OMC (A noter que les autorités du commerce
américaines avaient anticipé ces critiques en dénonçant en début d’année les obstacles
douaniers helvétiques, déplorant la part minime des importations américaines en
Suisse (5 %)). L’organisation, si elle a apprécié la récente ouverture de la Suisse au
regard de la situation quelques années plus tôt, préconise néanmoins une baisse
drastique du soutien aux exportations et à l’économie agraire intérieure. Ce rapport
ultra libéral a provoqué le courroux de plusieurs représentants du monde paysan
suisse. Le parlementaire John Dupraz (prd, GE) s’est ainsi élevé contre cette
perspective, proposant au contraire le gel de la libéralisation du marché agricole.
Plusieurs mois avant le rapport, les paysans étaient venu en petites délégations
manifester à Genève contre la politique de l’OMC. L’Union des producteurs suisses
(UPS) et l’Union suisse des paysans (USP) furent les fers de lance du mouvement, dont
les représentants ont pu rencontrer, en vain, le directeur de l’OMC Mike Moore.
Réclamant un moratoire sur les négociations en matière agricole entre pays membres
de l’organisation – avec l’élimination progressive des subventions à l’ordre du jour –, les
syndicats n’ont pas obtenu satisfaction et ont dénoncé le manque de transparence de
l’organisation. 41

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.12.2000
FRANÇOIS BARRAS

De nombreuses manifestations paysannes ont eu lieu durant l’année sous revue.
L’Union Suisse des Paysans (USP) a organisé durant le mois d’août une semaine de
protestation contre la politique agricole du gouvernement et annoncé la tenue de cinq
manifestations dans toute la Suisse. La plus spectaculaire des actions a certainement
été celle du syndicat paysan Uniterre devant le chalet du conseiller fédéral Pascal
Couchepin. Emmenés par le conseiller national Fernand Cuche (pe, NE), les agriculteurs
ont planté des panneaux didactiques le long d’un chemin afin de rappeler au
responsable de la politique agricole la précarité de leur situation. Cette manifestation
s’est déroulée sans incident. 42
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Près de 10 000 agriculteurs suisses ont manifesté sur la Place fédérale à Berne, à la mi-
novembre, pour protester contre la baisse des prix, la libéralisation excessive de
l’agriculture, la politique agricole fédérale 2008-2011 et la politique à l’égard de l’OMC.
Contrairement à la dernière grande manifestation paysanne à Berne, en 1996, celle-ci
n’a pas donné lieu à des heurts ou des affrontements avec les forces de l’ordre. 43

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.11.2005
ELIE BURGOS

L’année sous revue a été marquée par de fortes tensions au niveau de la politique
agricole en Suisse, principalement en lien avec les négociations en cours en vue d’un
accord de libre-échange avec l’UE et l’ouverture du marché laitier avec la sortie du
système des contingents laitiers au 1er mai. Dans ce contexte, près de 2000 paysans
ont manifesté au mois d’août à Sempach (LU) contre la politique agricole et la baisse du
prix du lait. Cette manifestation n’était pas organisée par l’UPS ou l’Interprofession du
lait, mais par l’UDC et des petits comités de paysans, ce qui peut expliquer la faible
participation. Les paysans demandaient l'abandon immédiat des négociations en vue
d'un accord de libre-échange agricole avec l'UE et la mise en place d'un dispositif
imposant à tout le marché laitier une réglementation des quantités. Un communiqué de
presse de l’UDC, largement repris par la presse, avait chiffré le nombre de manifestants
à plus de 10 000. 44

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.08.2009
ELIE BURGOS

Forstwirtschaft

Plus de 1800 gardes forestiers de toute la Suisse ont manifesté fin mars à Berne contre
les coupes budgétaires de la Confédération dans l’entretien des forêts protectrices
préconisées par le programme forestier suisse. Les forestiers alpins ont quant à eux
protesté pour les mêmes raisons et déposé une pétition à Berne munies de 43 000
signatures. Celle-ci demandait au Conseil fédéral de reconnaître l’importance des
forêts de protection et de renoncer aux coupes budgétaires au détriment des cantons
de montagne et périphériques. 45

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.04.2004
ELIE BURGOS

Tierische Produktion

Sur un autre plan, les producteurs romands de bœuf ont aussi fait front contre les
grands distributeurs suisses, accusés de bénéficier de marges bien trop importantes
par rapport aux leurs. Selon l’OFAG, celles-ci étaient les plus élevées depuis onze ans.
Uniterre (anciennement UPS) a ainsi adressé un ultimatum aux grands distributeurs, les
assignant à relever le prix du kilo de bœuf à son niveau d’octobre 2000. Deux semaines
plus tard, les éleveurs sont passés à l’action en bloquant durant quatre jours une
importante centrale de la Migros à Ecublens (VD) et de Coop à la Chaux-de-Fonds (NE).
Les grands distributeurs n’ont pas accepté d’accorder les 2 francs supplémentaires par
kilo de viande réclamés par les manifestants et ont porté plainte contre Uniterre. Le
syndicat romand, dénonçant l’attitude de retrait de l’USP, s’est vu en première instance
interdit d’entraver dorénavant la Migros, au risque de se voir notifier des
condamnations individuelles. 46

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.11.2001
FRANÇOIS BARRAS

L’année sous revue a été marquée par une nouvelle baisse du prix du lait, sous
l’influence de la politique des bas prix pratiquée par les grands distributeurs tels que
Coop ou Migros. Alors que des transformateurs du produit, comme les centrales
d’achat laitières Emmi ou la Laiterie centrale argovienne (Aargauer Zentralmolkerei
AZM), ont acheté le kilo de lait entre 74,45 (Emmi) et 75,5 centimes en moyenne aux
producteurs durant l’année laitière 2003/2004, ces dernières ont décidé d’abaisser
ces tarifs à partir du 1er mai. L’AZM a annoncé une baisse de 3,5 centimes par kilo et
Emmi de 2,7 centimes. Notons que le mouvement de baisse du prix du lait a également
été suivi par la société Hochdorf Nutritec SA, qui transforme 10% du lait en Suisse. La
société a décidé d’abaisser le prix du lait payé au producteur de 2,5 centimes par kilo à
partir du 1er mai 2005. La société Cremo s’est alignée en décidant d’une baisse de 2,8
centimes. La Fédération des producteurs suisses de lait (PSL) s’est élevée contre cette
diminution du prix du lait payé au producteur. L’idée d’un boycott, sous forme d’une
grève de l’approvisionnement des transformateurs de lait, soutenue par certains
paysans, a cependant été rejetée par la PSL, ainsi que par l’USP. Ces dernières ont
affirmé que les paysans étaient pourtant prêts à accepter une diminution des tarifs,
mais qui ne devait pas dépasser 1,5 centime par kilo. C’est dans ce contexte
relativement tendu que 700 paysans ont manifesté devant le siège de la société Emmi à
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Lucerne. Ils revendiquaient que celle-ci revienne sur sa décision de baisse de prix, et
ont réitéré leurs menaces de boycott. 47

L’année sous revue a été marquée par de vives tensions sur le marché laitier national.
Au vu de l’augmentation récente et importante des coûts de production de lait (les
fourrages ayant renchéri de 15%, le carburant de 18% et les engrais de 30%), la
Fédération des producteurs suisses de lait (FPSL) a demandé une augmentation
substantielle du prix du lait en début d’année, le producteur étant payé 75 centimes par
litre. Au mois de mai, les négociations entre producteurs et transformateurs n’ont pas
abouti, ces derniers refusant toute augmentation du prix payé aux premiers. Fin juin,
dans la lignée des revendications identiques des producteurs de lait de plusieurs pays
européens (Allemagne, Autriche, Pays-Bas et Belgique) et des grèves qui y ont été
lancées, deux organisations agricoles (Uniterre en Suisse romande et la Bäuerliche
Interessengruppe für Marktkampf (Big-M) en Suisse alémanique) ont lancé une « grève
du lait », afin de tenter de faire entendre leurs revendications. Cinq jours après le
démarrage de ces mouvements, la FPSL, réunie en assemblée extraordinaire, a lancé un
ultimatum aux quatre plus grands transformateurs de lait du pays (Emmi, Cremo, Elsa et
Hochdorf-Swissmilk), les menaçant de rejoindre la grève si une hausse substantielle des
prix n’était pas acceptée. Sous la menace, les principales centrales laitières ont
finalement accepté de verser six centimes de plus par kilo de lait aux producteurs
(l’accord étant valable six mois à partir du 1er juillet), mettant ainsi fin à une grève de
sept jours. Le commerce de détail a rapidement annoncé une répercussion de cette
hausse sur le prix des produits laitiers. Cette hausse des prix payés aux producteurs a
cependant êté remise en question au mois de novembre, ceux-ci enregistrant alors des
baisses de l’ordre de 3,5 à 4,5 centimes par litre de lait payé. Les centrales laitières ont
justifié ces « retenues » (et non « baisse de prix », selon leurs termes) par la
surproduction et la baisse des prix à l’étranger. Anticipant la libéralisation totale du
marché laitier en 2009, certaines centrales laitières ont encore fait chuter les prix
payés au producteur, afin, selon elles, que les produits suisses restent compétitifs et
soient capables de garder des parts de marché face aux produits importés. 48

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.12.2008
ELIE BURGOS

Comme en 2008, l’année sous revue a été marquée par une situation très tendue sur le
marché laitier suisse. Elle s’explique, entre autres, par la survenance de deux
événements majeurs, conjugués aux craintes suscitées par l’accord de libre-échange en
négociation avec l’UE.
En premier lieu, la fin des contingents laitiers au 1er mai, après 32 ans d’existence, a
généré une certaine insécurité pour les producteurs de lait. Bien qu’ils aient eu des
années pour se préparer à cette fin annoncée du contingentement, ces derniers ont eu
énormément de peine à mettre en place sereinement des structures de gestion de
l’offre qui leur permettent d’éviter les écueils de cette réforme du marché national, et
notamment les risques de surproduction pouvant entraîner une baisse des prix du
marché. En second lieu, le prix du lait industriel a connu une très forte baisse en
Suisse, d’environ 20 à 25 centimes par kilo à partir du mois de juillet, sous l’effet d’une
surproduction de l’ordre de 5% au niveau national et d’une baisse des prix au niveau
mondial.
Pour tenter de faire face à ces changements, producteurs de lait, transformateurs et
grands distributeurs ont décidé – non sans difficultés – de se regrouper, au sein de
l’Interprofession du lait (IP-lait). Cette nouvelle plate-forme de la branche laitière
regroupe une cinquantaine d’organisations de producteurs et d’entreprises de la
branche, dont Migros et Coop. Son objectif principal est de ramener une certaine
stabilité sur le marché laitier (au travers d’une gestion de l’offre) et de la sérénité parmi
les acteurs du secteur. Sous la présidence ad interim de Hansjörg Walter, le président
de l’USP, l’IP lait a mis en place au mois d’octobre un système de gestion du marché à
trois échelons dans lequel ses membres pourront négocier leur lait. Premier échelon :
les transformateurs devront annoncer les quantités dont ils ont impérativement besoin
et s’engager à les prendre en charge au travers de contrats d’une durée minimale d’un
an (« lait contractuel »). Deuxième échelon : le lait excédentaire sera négocié en bourse
selon le principe de l’offre et de la demande. Les transformateurs s’engageant là encore
à l’utiliser (« lait de bourse »). Troisième échelon : en cas d’excédents trop importants,
la matière première sera prise en charge aux conditions du marché mondiales, bien
moins avantageuses, et exporté sans protection ni soutien (« lait d’allégement »). L’IP
lait s’est en outre engagée à publier un indice du prix du lait, qui restera cependant
indicatif, la fixation du prix du kilo de lait restant une négociation entre producteurs et
transformateurs.
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DATUM: 21.10.2009
ELIE BURGOS

01.01.98 - 01.01.18 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



A l’instar de l’année précédente, une « grève du lait » a été lancée en septembre par
plusieurs centaines de producteurs révoltés contre la chute des prix du lait, à l’appel de
l’organisation agricole Uniterre (soutenue par l’USP). Les paysans protestaient contre la
baisse du prix du lait. Ce mouvement, suivi avant tout en Suisse romande, n’a pas eu la
même ampleur que celui de l’année précédente. 49

L’année sous revue a vu de nombreuses tensions se cristalliser autour de
l’Interprofession du lait (IP-Lait) entraînant l’organisation de manifestations. En début
d’année, le comité de l’IP-Lait a pour la première fois convenu d’un indice des
quantités contractuelles pour le lait d’industrie (c.-à-d. non transformé en fromage).
Lors des négociations, la Fédération suisse des producteurs de lait (FSPL) n’a pas pu
obtenir d’augmentation du prix à la production face à l’opposition des commerçants et
des transformateurs. Toutefois, afin de permettre une augmentation des prix en Suisse,
l’IP-Lait a décidé de réduire les stocks de beurre de 3000 tonnes en les exportant au
prix du marché mondial. Les transformateurs ont accepté de couvrir quatre millions de
francs des coûts d’exportation et les producteurs onze millions. Parmi ces derniers,
80% des coûts doivent être couverts par les organisations ayant augmenté leur
production les années précédentes. Par ailleurs, après que l’OFAG a constaté que les
prix à la production ont baissé de 18% alors que cette baisse n’a que partiellement été
répercutée sur le prix de vente (13%), les syndicats de producteurs ont dénoncé la non
utilisation des instruments de régulation existants et l’absence de solution s’attaquant
au cœur du problème. En juin, l’IP-Lait a finalement recommandé une augmentation de
trois centimes du prix à la production atteignant alors 65 centimes le kilo. Uniterre a
toutefois rappelé que l’indice n’a aucune force contraignante et que les prix réels
oscillent entre 50 et 54 centimes le kilo. 50

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.07.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Pflanzliche Produktion

En juillet, des manifestations se sont déroulées à Genève, Zurich et Berne contre la
décision de l’OFAG de baisser les droits de douane sur les farines de blés importées.
En effet, les coûts de production des farines indigènes sont plus élevés en raison de
réglementations plus strictes en Suisse. De la sorte, les farines importées sont
devenues plus compétitives. 51

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.07.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Auf einem Feld in Kirchberg im Kanton Bern kam es im Herbst 2015 zu einer
Demonstration für höhere Preise bei Zuckerrüben. Rund 2000 Rübenanbauende
brachten ihren Missmut über den Preiszerfall bei den Zuckerrüben zum Ausdruck. Da
sich der Preis für Zucker durch die bilateralen Verträge mit der EU auf einem sehr
tiefen Niveau befände, sei es für die inländischen Betriebe kaum noch möglich,
gewinnbringend Zuckerrüben anzupflanzen. Aus diesem Grund forderten die
Demonstrierenden den Bundesrat auf, einen durch Zölle geschützten minimalen
Zuckerpreis für die Schweiz einzuführen, und hielten das Parlament dazu an, die einen
Tag zuvor eingereichte parlamentarische Initiative von Jacques Bourgeois (fdp, FR, pa.
Iv. 15.479) zu unterstützen. Wenn sich nichts ändere, drohe die Zuckerwirtschaft aus
der Schweiz zu verschwinden, so die Befürchtung der Demonstrierenden. 52
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
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Verkehrspolitik

Auch der Staatsvertrag der Schweiz mit Deutschland zur Beilegung des Fluglärmstreits
war 2012 ein grosses Thema, welches über die betroffenen Regionen hinaus kontrovers
diskutiert wurde. Da die Ratifizierung in Deutschland ausgesetzt worden ist, bleibt der
Fluglärmstreit weiterhin eine Baustelle in der schweizerischen Verkehrspolitik.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.12.2012
NIKLAUS BIERI

Luftfahrt

Lancée par la Confédération, le canton de Zurich et la société de l’aéroport, la
procédure de médiation pour résoudre le conflit des nuisances sonores générées par
Zurich-Kloten a échoué dans sa phase préparatoire. Les vingt-huit représentants des
cantons, communes, Confédération et organisations diverses n’ont pas réussi à se
mettre d’accord sur des questions de procédure, en particulier sur un système de
délégation permettant de limiter le nombre des participants à la table de négociation à
15. Après cet échec, le processus de consultation en vue de l’établissement de la fiche
de coordination concernant l’aéroport de Zurich, qui avait été suspendu pour la durée
de la médiation, a repris au niveau fédéral dans le cadre du plan sectoriel de
l’infrastructure aéronautique (PSIA). (L’exploitation des aérodromes suisses repose sur
un règlement d’exploitation qui détaille l’utilisation des installations. Ce règlement se
fonde sur la fiche correspondante élaborée dans le cadre du PSIA, laquelle contient
notamment les exigences en matière d’aménagement du territoire en vue de
l’exploitation de l’aérodrome.) La consultation avait déjà eu lieu de novembre 2001 à
août 2002 sans qu’aucun consensus n’ait pu être trouvé ce qui avait conduit à proposer
l’organisation de la procédure de médiation citée plus haut. La Confédération a
présenté le déroulement et le calendrier du processus PSIA de même que la liste des
participants. Si le premier processus PSIA avait eu pour but de définir le futur concept
d’exploitation de l’aéroport, en s’appuyant si possible sur un consensus entre les
participants (14 cantons, l’aéroport de Zurich, Skyguide, Swiss, les organismes de la
Confédération), le deuxième acte mettra en discussion les différentes variantes
d’exploitation envisageables et permettra aux parties de réaffirmer leur position en vue
de la décision de la Confédération. C’est sur cette base que seront ensuite élaborées la
fiche PSIA et la demande de règlement d’exploitation définitif. Les cantons de Zurich,
d’Argovie et de Schaffhouse, l’aéroport de Zurich (Unique), Skyguide, Swiss et plusieurs
organismes fédéraux (OFAC, ARE, OFEFP, Forces aériennes) prendront part au
deuxième processus PSIA dont la direction incombe au directeur de l’OFAC. La
Confédération tiendra les cantons limitrophes qui ne sont pas directement concernés
(Thurgovie, Saint-Gall, Schwyz et Zoug) au courant de l’évolution du processus et
veillera à ce qu’ils soient consultés. Il incombera au canton de Zurich d’agréger et de
relayer les positions des différents acteurs zurichois. Désireuse de trouver une solution
viable à l’exploitation future de Zurich-Kloten, la Confédération a offert à l’Allemagne
de participer au processus de coordination PSIA. 53

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.12.2004
PHILIPPE BERCLAZ

Plus de 15'000 prises de position ont été adressées à l’OFAC, émanant principalement
des riverains de l’aéroport de Zurich et des habitants des communes situées sur le
tracé de l’approche orientale. Craignant que le Conseil fédéral mette en avant la
variante « J optimisée » dans le cadre des négociations avec l’Allemagne, la
communauté d’intérêt « Region Ost » regroupant les autorités des communes
opposées à une augmentation du nombre d’atterrissages par l’approche orientale, a
réclamé la suppression pure et simple de cette variante. 54

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.10.2010
NICOLAS FREYMOND

Die durch den zivilen Flugverkehr verursachten Lärmimmissionen beschäftigten 2011
zahlreiche Bürgerinitiativen. Im Januar wurden in beiden Basel zwei von insgesamt rund
8'500 Personen unterschriebene Petitionen eingereicht, die eine Erweiterung der
Nachtruhe beim Flughafen Basel-Mülhausen (Euroairport Basel) fordern. Die
Nachtruhesperrung sollte dabei in Basel mindestens gleich lang erfolgen wie in Zürich-
Kloten (23h00–6h00). Im Zusammenhang mit dem Fluglärm wurde auch der Distriktsrat
des Trinationalen Eurodistricts aktiv. Er forderte gegen den Willen der
Flughafenbetreiber einen runden Tisch, der sich neben der Lärmfrage mit dem
geplanten Bahnanschluss des Flughafens auseinandersetzen soll. Stimmen für eine
Ausdehnung der verbindlichen Nachtruhe wurden auch in Genf und Bern laut.
Anlässlich einer Rede vor dem Forum der Luftfahrt sprach sich Verkehrsministerin
Leuthard für eine gesamtschweizerisch gültige Nachtruheregelung für die zivilen
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Flughäfen aus. Zum Fluglärmstreit mit Deutschland siehe hier. 55

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Anfang April demonstrierten über 10'000 Hausärzte auf dem Bundesplatz in Bern für
bessere Arbeitsbedingungen und insbesondere für mehr Mitsprache bei der künftigen
Ausgestaltung der Grundversicherung des Krankenversicherungsgesetzes; in diesem
Sinn deponierten sie auch eine Petition mit über 300'000 Unterschriften. Zudem
forderten sie eine vermehrte Berücksichtigung der Allgemeinmedizin in der Ausbildung,
eine Fachrichtung, die bisher nur an der Universität Basel angeboten wird. 56
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Die Erziehungsdirektorenkonferenz der Ostschweizer Kantone, auf deren Gebiet die
Forderung nach getrennten Klassen besonders häufig gestellt wird, will ebenfalls keine
Separierung von deutsch- und fremdsprachigen Schulkindern. Durch eine dauerhafte
Trennung würden die Integrationsprobleme auf die Zeit nach der Volksschule
verschoben. Hingegen sei die vorübergehende Differenzierung im Deutschunterricht
ein effektiv gangbarer Weg zur Vorbereitung der schulischen Integration. Sie hielt sich
dabei an die bereits mehrfach von der gesamtschweizerischen
Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) vorgebrachte Empfehlung, wonach alle in der
Schweiz lebenden fremdsprachigen Kinder in die Regelschule einzugliedern und
jegliche Diskriminierungen zu vermeiden seien. Die Integration müsse aber immer auch
das Recht des Kindes respektieren, gleichzeitig die Sprache und Kultur des
Heimatlandes zu pflegen. Aus diesem Grund gibt es seit mehreren Jahren in
verschiedenen Kantonen Lehrkräfte für heimatliche Sprache und Kultur (sogenannte
„HSK-Lehrer“). Dahinter steht der Gedanke, dass durch das Bewusstwerden der eigenen
Wurzeln die Identitätsfindung unterstützt und damit die Integration erst möglich wird.
Diese Schulung versteht sich je nachdem auch als Beitrag zur Rückkehrhilfe. So wurden
in mehreren Kantonen und Gemeinden der Schweiz vorläufig aufgenommene
kosovarische Kinder in separaten Schulklassen auf Albanisch unterrichtet, gleichzeitig
aber auch mit den Grundzügen der im Umfeld gesprochenen Landesprache vertraut
gemacht. Damit soll vermieden werden, dass sie bei ihrer Rückkehr in die Heimat noch
durch zusätzliche schulische Defizite belastet werden; bei einem dauerndem
Aufenthalt in der Schweiz würde diese differenzierte Schulung den Übergang in eine
Regelklasse erleichtern. 57
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Die Eidgenössische Kommission gegen Rassismus (EKR) sprach sich ebenfalls ganz
vehement gegen eine längerdauernde schulische Trennung von einheimischen und
ausländischen Kindern aus, da diese diskriminierend sei, die Ghettobildung fördere und
zu einer Apartheid-Gesellschaft führe. Getrennter Schulunterricht würde die
Integration der ausländischen Kinder erschweren und damit längerfristig auch das
friedliche Zusammenleben von Schweizern und Ausländern gefährden. Die EKR betonte,
sie nehme die Besorgnis vieler Eltern ernst, die Bildungschancen ihrer Kinder würden in
Schulklassen mit hohem Ausländeranteil beeinträchtigt. Doch gehe es nicht an,
deswegen eine willkürlich definierte Gruppe von Schulkindern zu benachteiligen;
anzustreben seien vielmehr Verbesserungen 
für alle. Dazu kann nach EKR auch ein pädagogisch begründeter und befristet
getrennter Unterricht gehören, so etwa die Integrationsklassen, in denen ausländische
Kinder intensiven Unterricht in der Landessprache erhalten, um dann nach spätestens
einem Jahr in die Regelklasse zu wechseln. 58
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Wie bereits im Vorjahr angekündigt, gründeten Vertreter der wichtigsten
Ausländerkolonien im März ein Forum für die Integration von Migranten und
Migrantinnen. Es will einerseits Diskussionsplattform sein, andererseits zu einem
gewichtigen Gesprächspartner der Bundesbehörden und anderer Institutionen werden.
Die EKA übernahm den Betriebskredit des Forums für die ersten sechs Monate (rund
300 000 Fr.), will später aber höchstens einen Drittel beisteuern. 59
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Politbeobachter waren sich einig, dass die Asyl- und Ausländerpolitik ein Hauptthema
im Wahlkampf 2003 sein wird. Das (und die gleichzeitig anstehende Revision von
Ausländer- und Asylrecht) veranlasste alle Bundesratsparteien, sich mit
Positionspapieren zu Wort zu melden, wobei zum Teil vom bisherigen ideellen
Gedankengut der Partei abgewichen wurde, um Forderungen nach einer restriktiveren
Ausländer- und Asylpolitik nicht kampflos der SVP zu überlassen. Als erste der
Bundesratsparteien legte die Geschäftsleitung der SP ihr neues Konzept für die künftige
Migrationspolitik der Schweiz vor. Das unter der Federführung von Nationalrätin Aeppli
(ZH) entstandene Papier sorgte in der Partei zum Teil für hitzige Diskussionen, wurde
darin doch eine Abkehr von der bisherigen SP-Haltung postuliert, wonach alle
Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz zugelassen werden sollen, die hier Arbeit
finden. Aeppli begründete die Neuausrichtung mit der Angst vieler Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer vor ausländischer Konkurrenz. Jenen Parteimitgliedern, die
Zulassungsbegrenzungen als Tabubruch empfinden, entgegnete sie, wichtiger als neue
Arbeitskräfte ins Land zu holen, sei es, die Chancen der hier lebenden zu verbessern.
Eine Diskriminierung bei der Zulassung müsse mittelfristig in Kauf genommen werden,
dafür sei aber die Gleichbehandlung aller Zugelassenen zu garantieren, etwa was den
Familiennachzug betrifft, die Berufsbildung oder die Arbeitsbedingungen. Das Papier
wurde von der Delegiertenversammlung gegen die Opposition der beiden
Nationalrätinnen Vermot (BE) und Garbani (NE) angenommen. 60
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Die Unterstützungskomitees für die auf 70 000 bis 300 000 geschätzten Sans-Papiers
(Personen, die oft schon seit Jahren ohne gültige Aufenthaltspapiere in der Schweiz
leben und arbeiten) hielten an ihrer Forderung nach einer kollektiven
Aufenthaltsregelung fest, signalisierten aber Bereitschaft, diese nicht allen Betroffenen
automatisch zu gewähren, sondern an bestimmte  Kriterien zu knüpfen. Da die
individuelle Härtefallprüfung keine echte Perspektive sei und weder von den
Papierlosen noch von den Kantonen wirklich genutzt werde, sollte der Aufenthalt all
jener Personen kollektiv regularisiert werden, die seit längerer Zeit in der Schweiz
leben, in einem sozialen Netz integriert sind und sich keiner schwer wiegenden Straftat
schuldig gemacht haben. Für eine schnelle und möglichst unbürokratische Legalisierung
sprach sich auch die Gewerkschaft GBI aus. Nach ihren Vorstellungen sollten alle Sans-
Papiers, die seit mindestens einem Jahr in der Schweiz leben und einen
Arbeitsnachweis sowie eine Wohnadresse vorweisen können, vorerst einmal eine
Jahresbewilligung erhalten. Bis Ende Oktober wurden den Bundesbehörden von den
Kantonen 212 Dossiers, 590 Personen betreffend, eingereicht; 346 Personen erhielten
eine provisorische Aufenthaltsbewilligung. Mitte Dezember trafen sich in Bern
Vertreter von Kantons- und Bundesbehörden mit den Unterstützungskomitees der
Papierlosen und den Gewerkschaften zu einem runden Tisch, an dem keine Lösung des
Problems gefunden werden konnte, wo aber zumindest Einverständnis herrschte, den
Dialog weiter zu führen. 61
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En août, l’annonce par l’OFS du passage de la barre des huit millions d’habitants en
Suisse a remis au centre du débat la politique envers les étrangers. Les médias ont
rappelé les solutions proposées par les partis politiques pour limiter la croissance.
Parmi les solutions discutées, on retrouve l’initiative contre l’immigration de masse de
l’UDC, les tours de vis dans le domaine des naturalisations pour le PDC, les restrictions
du droit au regroupement familial pour le PLR ou encore la limitation de l’immigration
pour les initiants d’Ecopop. 62
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

2017 wurde in Zürich der Verein  «Qualitätssicherung der Muslimischen Seelsorge in
öffentlichen Institutionen» (QuaMS) gegründet, der eine muslimische Seelsorge im
Kanton anbieten soll. Die Trägerschaft setzt sich aus den Islamischen Organisationen in
Zürich (VIOZ) und dem Kanton Zürich zusammen. Unterstützt wurde der Verein von der
reformierten und der katholischen Kirche. Mit dem Projekt «Zürich-Kompetenz» schuf
die QuaMS ausserdem eine Weiterbildung für muslimische Betreuungspersonen,
welche es in der Schweiz so sonst nicht gebe, wie der Kanton Zürich auf seiner
Homepage schrieb. Das Schweizerische Zentrum für Islam und Gesellschaft (SZIG) der
Universität Freiburg mit dieser Weiterbildung für angehende Seelsorgende betreut.

Nachdem das SEM 2018 aufgrund fehlender Finanzierungsmöglichkeiten das
Pilotprojekt für eine muslimische Seelsorge in den Zürcher Bundesasylzentren trotz
positiver Ergebnisse eingestellt hatte, führte der Verein QuaMS das Angebot ab Sommer
2018 weiter. Neben den bisherigen Geldgebern wurde das Projekt von 2020 bis 2021
auch durch das fedpol im Rahmen des Nationalen Aktionsplans zur Verhinderung und
Bekämpfung von Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus unterstützt. 63
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Medien

Presse

Im Raum Zürich und St. Gallen kam es im Berichtsjahr zu mehreren Streiks von
Zeitungsverträgern. Diese sind von der Zuvo AG angestellt, die je zur Hälfte der Tamedia
und der NZZ-Gruppe gehört. Die Zuvo AG hatte angekündigt, die Löhne der
Zeitungsverträger zu senken, wogegen diese mit den Streiks protestierten. 64
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Bei der Tamedia kam es 2017 zu grossen Veränderungen. Besonders prägend für die
schweizerische Medienlandschaft und geradezu ein Paukenschlag, wie es das St. Galler
Tagblatt ausdrückte, war die Ankündigung der Tamedia im August, ab 2018 die gesamte
Mantelberichterstattung zusammenlegen zu wollen. Betroffen von diesem Entscheid
sind zwölf Tages- und zwei Sonntagszeitungen der Tamedia in der Deutschschweiz und
in der Romandie. Die Redaktion soll dabei in zwei Kompetenzzentren an drei
Standorten in Zürich, Bern und Lausanne stationiert sein. Zentral produziert werden in
Zukunft die Inland-, Ausland-, Wirtschafts- und Sportberichterstattung und
vereinheitlicht wird auch die optische Gestaltung der Tageszeitungen. In der
Deutschschweiz werden auch das Layout, die Bildredaktion und das Korrektorat
zusammengelegt. Dies soll es gemäss Christoph Zimmer, Sprecher von Tamedia, dem
Unternehmen erlauben, „in die digitale Publizistik zu investieren“. 
Obwohl Tamedia versicherte, dass man damit kein direktes Sparziel verfolge, zeigten
sich Gewerkschaften, Mitarbeitende und die Presselandschaft besorgt bezüglich eines
schleichenden Stellenabbaus. Kritisiert wurde diesbezüglich vor allem die von der
Tamedia verfolgte „Salamitaktik“, wie das Vorgehen mehrfach beschrieben wurde. Auch
wenn es vorerst nicht zu Entlassungen käme, gehe man doch davon aus, dass zahlreiche
Stellen in Zukunft nicht mehr besetzt würden. Zudem waren mehrfach Spekulationen zu
lesen, wonach in Bern eine weitere Konzentration erfolgen werde und entweder Bund
oder Berner Zeitung eingestellt würden. Diesbezüglich beruhigte Tamedia-
Verwaltungsratspräsident Pietro Supino die Gemüter kaum, als er verlauten liess, dass
vorerst beide Zeitungen weitergeführt würden, aber man nicht wisse, was in fünf
Jahren sei. 
Auch bezüglich der Medienqualität und -vielfalt wurden Bedenken laut: Würden die
Tamedia-Zeitungen in Zukunft nur noch einen „Einheitsbrei“ abdrucken? Diesbezüglich
versicherten die Chefredaktoren der jeweiligen Zeitungen, dass sich Letztere auch
zukünftig noch unterscheiden würden. Im Raum Bern würde sich zum Beispiel die BZ
stärker auf Lokal- und Sportberichterstattung konzentrieren, während der Bund einen
umfangreicheren Mantelteil einbinden würde. Somit könne der Autonomieverlust der
überregionalen Ebene auf regionaler Ebene kompensiert werden. Dies überzeugte die
Medien jedoch kaum: Sie betonten, dass die Redaktionen zwar durchaus eigene Artikel
verfassen könnten, dadurch aber die Synergieeffekte weniger stark wirken würden und
ihre Kosten entsprechend stiegen. Daher wurde bezweifelt, dass sie sich eine

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.08.2017
ANJA HEIDELBERGER

01.01.98 - 01.01.18 18ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



umfassende Eigenständigkeit wirklich leisten könnten und würden. Medienprofessor
Ottfried Jarren erklärte, dass ein Verlust an Eigenständigkeit immer auch zu einer
Einschränkung des Spektrums der Reflexion im demokratischen Prozess führe.
Bezüglich der Folgen des Zusammenschlusses für die Qualität waren jedoch auch
positive Stimmen zu vernehmen. So könne durch Kooperationen die Qualität der
Angebote erhöht werden, falls die Redaktionen genügend Ressourcen erhielten, wurde
vielerorts betont. Durch die Konzentration der Kräfte entstünden eine höhere
Dossierkompetenz und mehr Kapazitäten für die Recherche. Schliesslich sichere man
mit dieser Entscheidung die wirtschaftliche Eigenständigkeit und journalistische
Unabhängigkeit der Zeitungen und erhalte zudem deren unabhängigen politischen
Ausrichtungen.  
Besonders stark traf diese Änderung die Presselandschaft von Genf. Die Tribune de
Genève wird in Zukunft in Lausanne produziert, ihre Mitarbeitenden werden zukünftig
in Lausanne arbeiten. Die Tribune de Genève sei ein Symbol der Stadt Genf und werde
nun zur Tribune de Lausanne, war mehrfach zu lesen. Lausanne sei „romande“, aber
Genf sei wegen seiner internationalen Organisationen „un carrefour des mondes“, ein
Kreuzungspunkt der verschiedenen Welten, erklärte ein Journalist der Tribune de
Genève. Auch Alt-Bundesrätin Micheline Calmy-Rey bedauerte die Entscheidung der
Tamedia zutiefst: „C’est pratiquement comme si La Tribune de Genève ne sera plus
située à Genève“. 
In der Folge boykottierten die Redaktionen der Tribune de Genève und der BZ den
Tamedia-Verwaltungsratspräsidenten Pietro Supino, als er Vorträge zum
Qualitätsmonitoring halten wollte. Da sich die BZ-Redaktion im
Umstrukturierungsprozess „weder ernst- noch wahrgenommen“ fühle, sei dies ein
schlechter Zeitpunkt für den entsprechenden Vortrag, hörte man aus Bern. Die
Mitarbeitenden der Tamedia-Zeitungen aus der Romandie trugen ihre Anliegen auch
auf die Strasse. In einer Kundgebung betonten sie, dass Tamedia die einheimischen
Medien zerstöre, Genf seine Stimme entziehe und allgemein die Zukunft der Presse
gefährdet sei. Auch der Berner Regierungsrat wollte diese Veränderungen nicht
unkommentiert lassen und lud daher den Verwaltungsrat der Tamedia zu einer
Aussprache ein. Ende Dezember traf sich zudem eine Delegation der Tamedia-
Redaktionen der Romandie mit dem Verwaltungsrat der Tamedia in Zürich und forderte
die Fortführung der Papierversion von Le Matin – Gerüchten zufolge sollte diese
eingestellt werden –, ein zweijähriges Entlassungsmoratorium sowie die Herabsetzung
der Anforderungen an die Rentabilität der Zeitungen. Das Ergebnis dieser
Besprechungen sei jedoch enttäuschend, liess die Delegation verlauten. 65

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Als Reaktion auf das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative forderte Parteipräsident
Christian Levrat in einem ganzseitigen offenen Brief im "Blick" eine Umsetzung des
Begehrens, die möglichst nahe am Volkswillen sei. Die Initiative sei auf dem Land
angenommen, in der Stadt aber verworfen worden. Deshalb seien die Massnahmen für
die Umsetzung vor allem auf die ländlichen Regionen zu konzentrieren. Levrat forderte
neben einer Verschärfung des Raumplanungsgesetzes und der wortgetreuen Umsetzung
der Zweitwohnungsinitiative auch eine Beschränkung der Zahl ausländischer
Arbeitskräfte für die Landwirtschaft, mehr Kontrollen gegen Schwarzarbeit in ländlichen
Gebieten oder die Erhöhung von Hypozinsen in peripheren Regionen. Wenn
Kontingentsysteme eingeführt würden, so müssten diese nach Branchen und Kantonen
festgelegt werden, wobei die Städte die grössten Kontingente an ausländischen
Facharbeitern erhalten müssten. Mit diesen Forderungen wollte Levrat provozieren und
die SVP-Versprechungen "entlarven". Er weckte dabei zahlreiche empörte
Gegenreaktionen der Initianten. Ende Juni veröffentlichten die Sozialdemokraten dann
ihre ernster gemeinten Vorschläge für eine Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative. Sie wandten sich gegen die Idee von Kontingenten und
wollten der Abhängigkeit von ausländischen Fachkräften durch innenpolitische
Reformen Herr werden. Frauen und ältere Arbeitnehmende müssten im Markt behalten
werden. Zudem soll ein von Arbeitgebern gespeister Fonds geschaffen werden, mit dem
die Kosten für die Integration gedeckt werden sollen. Firmen, die ausländische
Fachkräfte engagieren, müssten in diesen Fonds einzahlen. Zudem sollen
Steuerprivilegien für Ausländer – etwa die Pauschalbesteuerung – abgeschafft werden.
Parteiintern stiessen die Forderungen allerdings auch auf Skepsis. Es sei nicht an der
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SP, für eine fremdenfeindliche SVP-Initiative völkerrechtlich verträgliche
Umsetzungskonzepte zu finden – gab etwa Cedric Wermuth (sp, AG) zu Protokoll. Das
Papier wurde an der Delegiertenversammlung Ende Oktober in Liestal ausführlich und
emotional diskutiert. Letztlich wurde es gutgeheissen, aber auf Antrag der St. Galler und
der Waadtländer Kantonalsektion wurde die Idee des Integrationsfonds gestrichen. 66

Linke und ökologische Parteien

Im Zusammenhang mit einem Bundesgerichtsurteil, das Urnenentscheide über
Einbürgerungen als verfassungswidrig bewertet, forderten die Grünen eine
Migrationspolitik, welche auf der Anerkennung der Menschenrechte gründet und
konsequent die Integration fördert; obligatorische Deutschkurse lehnten sie jedoch ab.
Die Einbürgerungsfrist solle auf acht Jahre gesenkt, die zweite und die dritte
Ausländergeneration automatisch eingebürgert werden. 67
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Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

Die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative (MEI) führte zum Streit zwischen
den beiden grössten Wirtschaftsverbänden Economiesuisse und dem
Gewerbeverband (SGV). Gleich zu Beginn des Jahres knallte es zwischen den beiden,
nachdem sich der Arbeitgeberverband und die Wirtschaftsverbände Economiesuisse,
Swissmem und Scienceindustries in einem „Vorschlag der Wirtschaft“ zur Umsetzung
der MEI anstatt für Kontingente für eine Schutzklausel stark machten. In ihren Augen
soll die Zuwanderung grundsätzlich offengelassen und erst nach dem Erreichen einer
gewissen Schwelle, die vom Bundesrat definiert werden soll, beschränkt werden. Noch
gleichentags verschickte der SGV eine Medienmitteilung mit dem Titel „Keine Wirtschaft
ohne Schweizer KMU und Gewerbe“. Der SGV zeigte sich darin verärgert, dass die vier
Verbände ihren Vorschlag als generelle Position der Wirtschaft bezeichneten und
deutete dies als eine „Irreführung der öffentlichen Meinung“. Denn der SGV, dessen
KMU zwei Drittel aller Arbeitsplätze stellten und der damit die „Nummer 1“ unter den
Wirtschaftsverbänden sei, unterstütze die Schutzklausel nicht, hiess es im
Communiqué. Obwohl der SGV mit Economiesuisse einigging, dass die Kündigung der
Bilateralen „schwerwiegende negative Folgen“ für die KMU hätte, glaubte der Verband
nicht daran, dass die vier Verbände die Wirtschaft freiwillig beschränken würden. Der
SGV befürchtete, dass mit einer Schutzklausel die Einwanderungsschwelle zu hoch
angesetzt würde, was dem Volkswillen nicht gerecht werde und auch nicht im Interesse
der KMU sei. Man wolle deshalb die Botschaft des Bundesrats abwarten und bis dahin
dessen Verhandlungsposition nicht durch eine „wenig durchdachte Serie theoretischer
Vorschläge“ unnötig schwächen. An einem Treffen der Wirtschaftsdachverbände Mitte
Februar in Lausanne – die Stimmung wurde von einem Teilnehmer als unheimlich
bezeichnet – konnten sich die beiden Verbände neben der Migrationsthematik auch bei
der Rentenreform und beim neuen RTVG, gegen das der SGV das Referendum ergriffen
hatte, nicht einigen. Obwohl die Medien den Schlagabtausch dankbar annahmen, wurde
auch etwas wehmütig den Zeiten gedacht, als die vormaligen FDP-Nationalräte Gerold
Bührer (Economiesuisse) und Edi Engelberger (SGV) die beiden Wirtschaftsverbände
führten und ihre Differenzen jeweils beim Jassen klärten. 

Ebenfalls zu Beginn des Jahres veröffentlichte der SGV im Hinblick auf die
Parlamentswahlen im Herbst ein Rating, das die derzeitigen National- und Ständeräte
betreffend ihrer KMU-Freundlichkeit bewertete. Zum Ärger der Mitte-Rechts-Parteien
trat die SVP dabei mit Abstand als KMU-freundlichste Partei hervor: Gemäss dem Rating
gehören 40 der 50 KMU-freundlichsten Nationalräte der SVP an; im Ständerat belegen
vier der fünf SVP-Ständeräte die ersten vier Plätze. Weil bekannte KMU-nahe Politiker
aus CVP und FDP zum Teil weit abgeschlagen waren, kritisierten CVP-Präsident
Christophe Darbellay und FDP-Präsident Philipp Müller das Rating heftig. Es würden zu
viele Geschäfte bewertet und deren Gewichtung sei unverhältnismässig, so ihr Fazit. So
würde die Haltung eines Parlamentariers zur MEI als ebenso wichtig beurteilt wie die
Haltung zur Einheitskrankenkasse oder zur Autobahnvignette, obwohl die MEI für die
Wirtschaft „hundertmal wichtiger“ sei, sagte etwa Darbellay. Für Müller und Darbellay
fiel im Rating, das 169 KMU-relevante Parlamentsgeschäfte bewertete, die
unterstützende Haltung der SVP-Politiker zur MEI und damit die potenzielle Gefährdung
der Bilateralen Verträge mit der EU zu wenig ins Gewicht.
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In den Medien wurde daraufhin einerseits die Emanzipation des SGV von der
Economiesuisse in den Fokus genommen, andererseits die Nähe des SGV zur SVP
untersucht. Die Emanzipation des SGV setzte 2013 ein, als Economiesuisse als
Kampagnenführerin gegen die Abzocker-Initiative an der Urne eine herbe Niederlage
einstecken musste. Aufgrund der dadurch verursachten Krise bei Economiesuisse,
übernahm in der Folge der SGV die Kampagnenführung gegen die 1:12- und gegen die
Mindestlohn-Initiative – beides Male erfolgreich. Dadurch gewann der SGV an
Selbstbewusstsein, was auch SGV-Präsident Jean-François Rime gegenüber der Zeitung
Le Temps bezeugte: Die Zeiten, als der SGV als Kofferträger der Economiesuisse
fungierte, seien vorbei. Der Machtkampf wurde von den Medien allerdings relativiert,
weil die gegenseitige Abhängigkeit der Verbände offensichtlich war. Denn obwohl
Economiesuisse die Kampagnenführung bei den jüngsten Abstimmungen dem SGV
überliess, finanzierte sie zu grossen Teilen die Kampagnen und trug dadurch wesentlich
zu deren Erfolgen bei. Das mediale Fazit lautete: Für den SGV sind die Giftpfeile gegen
Economiesuisse identitätsstiftend, im Grunde wissen aber beide, dass es ohne den
Anderen nicht geht. 

Die SVP-Nähe des Gewerbeverbands fand nicht erst mit dem umstrittenen KMU-Rating
im Januar den Weg in die öffentliche Debatte: Mitte-rechts-Parteien monierten schon
länger, der SGV stehe unter zunehmendem Einfluss der SVP. Erste Hinweise gab es
2010: Jahrelang war der SGV von einem FDP-Vertreter präsidiert worden, bis 2010 mit
Bruno Zuppiger ein SVP-Nationalrat das Präsidium übernahm. Nach der politischen
Affäre Zuppiger und dessen Rücktritt sowohl als Nationalrat als auch als SGV-Präsident
konnte mit Jean-François Rime das Spitzenamt in SVP-Hand behalten werden. Es war
aber insbesondere die MEI, die Nährboden für Zweifel an der Unabhängigkeit des SGV
von der SVP bot. Zwar sprach sich der SGV an der Seite der restlichen
Wirtschaftsverbände im Vorfeld der Abstimmung klar gegen die Initiative aus, allerdings
büsste der Verband an Glaubwürdigkeit ein, weil Rime Mitglied des Initiativkomitees der
MEI war. Auch dass der SGV bei der Umsetzung der MEI den Alleingang antrat und nicht
eine gemeinsame Position mit den anderen Wirtschaftsverbänden vertrat, wurde auf
die SVP-Nähe des Verbands zurückgeführt. Direktor Hans-Ulrich Bigler, der selber im
Herbst des gleichen Jahres für die FDP in den Nationalrat gewählt wurde, widersprach
dieser Auslegung. Der Vorstand und die Gewerbekammer – das Parlament des SGV –
seien beide parteipolitisch breit abgestützt und ausgewogen mit Vertretern aller
wichtigen bürgerlichen Parteien besetzt, sagte er gegenüber der Sonntagszeitung. 68

Die Frage, wie die Volksinitiative „Gegen Masseneinwanderung“ der SVP umgesetzt
werden sollte, liess die drei grossen Wirtschaftsverbände auch im Jahr 2016 gespalten.
Bevor das Geschäft in den Nationalrat kam, liess der Gewerbeverband (SGV) verlauten,
dass er Kontingente und Höchstzahlen ablehne und sich stattdessen für einen
„niederschwelligen“ Inländervorrang einsetze. Das Bekenntnis des Gewerbeverbands zu
einer sanften Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative war für die Medien eine
Überraschung, da der Verband zuletzt durch seine Nähe zur SVP aufgefallen war.
Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler sagte diesbezüglich in einem Interview mit dem
Tagesanzeiger, dass es intern „keine grosse Opposition“ gegen diese Position gegeben
habe und sich auch SVP-Vertreter dafür ausgesprochen hätten. Economiesuisse und
der Arbeitgeberverband (SAV) hingegen sprachen sich vor der Nationalratsdebatte für
eine strengere Umsetzung der Volksinitiatve aus. Zwar befürworteten auch sie in einer
ersten Phase eine milde Umsetzung. Sollte sich diese aber als wirkungslos herausstellen,
sollte der Bundesrat in einer zweiten Phase die Möglichkeit haben, strengere
Massnahmen zu ergreifen, notfalls auch ohne Einwilligung der EU. Economiesuisse
schwenkte jedoch um, nachdem sich der Nationalrat Mitte September für einen
„Inländervorrang light“ ausgesprochen hatte, der mit den Bilateralen Verträgen
kompatibel war. Man sei „erfreut“ über den Entscheid des Nationalrats, hiess es in einer
Medienmitteilung des Verbands. Der Arbeitgeberverband hingegen pochte weiterhin
darauf, dass die Schweiz auch ohne Zustimmung der EU Abhilfemassnahmen einführen
können solle – jedoch erfolglos, wie die endgültige Ausarbeitung des Gesetzes im
Dezember zeigte.
Kritik musste in der Folge vor allem Economiesuisse einstecken, deren Verbandsspitze
um Präsident Heinz Karrer und Direktorin Monika Rühl Führungsschwäche vorgeworfen
wurde. Anstatt bei einem Europa-Geschäft – einem Kerndossier von Economiesuisse –
eine Führungsrolle einzunehmen, habe man sich hinter dem Arbeitgeberverband
versteckt, resümierte etwa die NZZ. 69
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Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Nachdem 2015 ein Dutzend Personen das Schweizer Pendant zur deutschen Bewegung
Pegida gegründet und die Städte Basel und Frauenfeld erfolglos um
Demonstrationsbewilligungen ersucht hatte, blieben auch 2016 sämtliche
Kundgebungsversuche von Pegida Schweiz ohne Erfolg. Zwar erteilten die Stadtbasler
Behörden dem Verein im Januar eine Bewilligung für eine Demonstration, nachdem
jedoch gewaltbereite Gruppierungen aus rechts- und linksextremen Kreisen ihre
Teilnahme an jener Kundgebung respektive an einer Gegenkundgebung angekündigt
hatten, wurde die Bewilligung aus Sicherheitsgründen wieder entzogen. Alle weiteren
Gesuche für Demonstrationen in den Städten Aarau, Frauenfeld und Luzern wurden von
den jeweiligen Behörden ebenfalls nicht bewilligt. Auch wenn Pegida Schweiz-Präsident
Mike Spielmann, Mitglied der rechten Kleinstpartei Direktdemokratische Partei, in der
Folge unbewilligte Demonstrationen angekündigt hatte, kam es nie zu einer solchen.
Gegenüber der NZZ sagte ein Beobachter der rechtsextremen Szene, Pegida Schweiz
verfüge über eine geringe Mobilisierungsfähigkeit und sei in erster Linie ein
„aufgeblasenes Medienprodukt“. 70
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Landwirtschaft

Die sich weiter verschlechternde wirtschaftliche Lage der Bauern und namentlich die
im Rahmen der Umstrukturierung der Milchverarbeitungsindustrie angekündigten
neuen Milchpreissenkungen verstärkten die Unrast unter den Bauern. Nicht zuletzt, um
den auf Blockaden und andere Kampfformen setzenden oppositionellen
Bauernorganisationen (Uniterre in der Romandie und Bäuerliches Zentrum Schweiz in
der Deutschschweiz) den Wind aus den Segeln zu nehmen, führte der SBV im
Spätsommer an fünf Orten (Morges/VD, Beromünster/LU, Sissach/BL, Fehraltorf/ZH
und Grauholz/BE) dezentrale Kundgebungen durch. Auf eine zentrale Manifestation
wurde bewusst verzichtet, weil man eine Wiederholung der Ausschreitungen und
Auseinandersetzungen mit der Polizei, wie sie sich 1996 bei der letzten
Grosskundgebung des SBV in Bern abgespielt hatten, vermeiden wollte. Die
Demonstrationen standen unter dem Motto „Bauernfamilien wegliberalisieren? – Nein!“
und wiesen zwischen 500 (Sissach) und 5000 (Grauholz) Teilnehmer auf; zu
Ausschreitungen kam es nicht. 71
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Mit der vollständigen Abschaffung der Milchkontingentierung auf den 1. Mai und dem
daraus resultierenden Produktionszuwachs geriet der Milchpreis unter starken Druck.
Die Unzufriedenheit der Milchproduzenten manifestierte sich unter anderem in einem
Aufruf zu einer Protestdemonstration Ende August in Sempach (LU) bei der
Schlachtkapelle. Brisant war dieser von den Initianten als „Bauernaufstand“ bezeichnete
Anlass, weil er nicht nur von einer unter dem Namen „Big_M“ auftretenden Gruppe von
Milchbauern und dem von SVP-Nationalrat Kunz (LU) präsidierten „Bäuerlichen Komitee
Schweiz“ organisiert wurde, sondern auch von der nationalen SVP. Letztere warb mit
ihrem Präsidenten Toni Brunner (SG) heftig für den Anlass. Vertreter der ebenfalls
landwirtschaftsnahen CVP waren im Organisationskomitee nicht vertreten und
protestierten gegen eine Instrumentalisierung der Unzufriedenheit der Bauern durch
die SVP. Aber auch der Schweizerische Bauernverband war an der Organisation nicht
beteiligt. Dies wirkte sich negativ auf die Teilnehmerzahl aus. Die Presse übernahm zwar
die vom SVP-Pressedienst deklarierte Zahl von 10 000 Manifestanten, auf den im
Internet publizierten Fotos waren aber nur etwa 2000 Personen auszumachen. 72
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Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) verlangte erfolglos während des ganzen
Jahres einen stärkeren Einsatz des Staates zur Überwindung der Wirtschaftskrise. Im
September unterstrich er seine Forderungen mit der Durchführung einer grossen
Protestkundgebung in Bern, für welche er rund 25 000 Personen mobilisieren
konnte. 73
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Mitte 2015 entbrannte ein Streit zwischen den Gewerkschaften Unia und Syna
einerseits und dem Schweizerischen Baumeisterverband (SBV) andererseits.
Streitpunkt war die Verlängerung des Landesmantelvertrags (LMV), wie der
Gesamtarbeitsvertrag (GAV) im Bauhauptgewerbe genannt wird, welcher Ende Jahr
auslief. Das Phänomen ist nicht neu; schon in vergangenen Jahren gerieten sich die
Sozialpartner in der Baubranche zum Zeitpunkt der Erneuerung des LMV jeweils heftig
in die Haare (etwa 2011 und 2007). Die Gewerkschaften forderten eine Neuverhandlung
des bestehenden Vertrags, während der Baumeisterverband auf einer unveränderten
Weiterführung des Vertrags bestand. Letzteres war den Gewerkschaften nicht genug,
weil sie sich insbesondere um die Sicherung der Frührente ab 60 – dem üblichen
Pensionsalter für Arbeitnehmer auf dem Bau – Sorgen machten. Mit dem bestehenden
Vertrag drohten demnächst Rentenkürzungen, wenn die geburtenstarke Babyboomer-
Generation das Pensionsalter erreiche, weshalb die Gewerkschaften höhere
Rentenbeiträge, insbesondere von Seiten der Arbeitgeber, forderten. Weitere
Forderungen waren verbesserte Kontrollen gegen Lohndumping und eine neue
Regelung für Schlechtwettertage, an denen die meisten Bauunfälle passieren. 
Der Baumeisterverband weigerte sich jedoch, mit den Gewerkschaften zu verhandeln,
solange die Unia ihre Fachstelle Risikoanalyse betreibt. Im Auftrag von Baufirmen prüft
diese Fachstelle Subunternehmen auf deren Risiko, Lohndumping zu betreiben. Aus
Sicht des Baumeisterverbands verstösst die Unia damit gegen die Sozialpartnerschaft,
da solche Überprüfungen nicht nur vonseiten der Arbeitnehmervertretung, sondern
gemeinsam mit Vertretern der Arbeitgeber durchgeführt werden müssten. Eine
Schliessung dieser Fachstelle stand für die Unia wiederum nicht zur Diskussion. In der
Zwischenzeit griff der Baumeisterverband zu einem ungewöhnlichen Mittel, um die
Gewerkschaften zu einer Einigung zu bewegen: 26'000 Bauarbeiter – gemäss
Verbandspräsident 40 Prozent der Betroffenen – bezeugten mit ihrer Unterschrift, dass
sie sich eine unveränderte Weiterführung des bestehenden LMV wünschen. Die Unia
ihrerseits zeigte sich von diesem – aus rechtlicher Sicht belanglosen – Verhalten
unbeeindruckt und organisierte Mitte November landesweit Streiks, die jeweils einen
Tag dauerten und an denen sich einige tausend Bauarbeiter beteiligten. In Zürich,
Bellinzona, Genf, Neuenburg und Delsberg kam es auch zu Demonstrationen. 
Auch wenn sich der Baumeisterverband in der Folge darüber beklagte, die
Gewerkschaften hätten die vertragliche Friedenspflicht verletzt, gewannen die
Gewerkschaften mit den Streiks das Kräftemessen der Sozialpartner. Denn einen Monat
später, kurz vor Ablauf des bestehenden Vertrags, einigte man sich auf einen neuen
LMV für die nächsten drei Jahre, der das Kernanliegen der Gewerkschaften enthielt: Die
Rentenbeiträge wurden um zwei Prozentpunkte erhöht, wovon drei Viertel die
Arbeitgeber übernahmen. Damit sollte das bisherige Rentenniveau der
Frühpensionierten gesichert sein. Auch wurde das Ausbezahlen von Löhnen in bar
verboten, eine Massnahme, die die Kontrolle von Lohndumping etwas vereinfachen
sollte. Der Baumeisterverband hingegen konnte sein Anliegen – die Schliessung der
Fachstelle Risikoanalyse der Unia – nicht durchsetzen. 74
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Irakkrieg), 31.3. (1000/gegen Irakkrieg); SGT, 13.11. (2000/ Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen). Luzern: NLZ, 21.3.
(8000/gegen Irakkrieg); TA, 31.3. (3000/gegen Irakkrieg). Aarau: TA, 26.11. (5000/Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen).
Baden (AG): AZ, 22.3. (1500/gegen Irakkrieg). Basel: BaZ, 21.3. (5000/gegen Irakkrieg). Davos: TA, 27.1. (1500/gegen WEF).
Gösgen (SO): Bund, 14.4. (4000/gegen Anti-AKW-Initiativen). Kloten: TA, 24.3. (6000/gegen Fluglärm). La Chaux-de-Fonds:
NZZ am Sonntag, 15.6. (1500/gegen Gewalt im Alltag). Lugano: SGT, 24.3. (2000/gegen Irakkrieg). Neuenburg: Express, 21.3.
(2000/gegen Irakkrieg). Sion: NF, 20.3. (2000/gegen Irakkrieg). Thun: Bund, 19.5. (1000/gegen Faschismus). Weinfelden (TG):
SGT, 21.3. (1500/gegen Irakkrieg). Winterthur: TG, 21.3. (1000/gegen Irakkrieg).; Presse vom 14.2., 17.2. und 21.3. Zur starken
Mobilisierung von Jugendlichen siehe auch AZ, 15.3.03; WoZ, 27.3. und 3.4.03; TA, 25.8.03.
20) Allgemein zur Schätzung der Teilnehmerzahlen siehe BZ, 17.1.04. Kundgebungen mit mindestens 1000 Beteiligten (ohne 1.
Mai-Demonstrationen): Bern: Bund, 22.3. (3000/gegen Irakkrieg), 22.3. (2000/gegen Faschismus), 29.3. (1800/Förster gegen
Subventionskürzungen), 2.4. (1000/Schüler gegen Bildungsabbau); TA, 4.10. (1000/gegen „rassistische
Abstimmungskampagne der SVP“); Bund 18.10. (10 000/Behinderte gegen Neuen Finanzausgleich), 25.10. (4000/für
Anerkennung gleichgeschlechtlicher Partnerschaft), 1.11. (15 000/Gewerkschafter für Lohnerhöhungen), 8.11.
(1500/Westschweizer für Autobahnbau), 15.11. (2500/gegen Südanflüge auf Zürich/Kloten), 26.11. (2000/Lehrer gegen neues
Lohnsystem). Genf: NF, 13.3. (8000/Solidarität mit Attentatsopfern in Madrid); Bund, 5.5. (6000/Staatspersonal gegen
Sparmassnahmen); TG, 15.5. (6000/Staatspersonal gegen Sparmassnahmen); NZZ, 24.9. (3000/Staatspersonal gegen
Sparmassnahmen), 13.11. (1000/Staatspersonal gegen Sparmassnahmen); 14.12. (2000/Staatspersonal gegen
Sparmassnahmen). Zürich: TA, 9.3. (2000/Frauen); NZZ, 13.3. (1000/Solidarität mit Attentatsopfern in Madrid); Bund, 29.3.
(2000/Maler+Gipser für Frühpensionierung); TA, 24.9. (2000/Staatspersonal gegen Sparmassnahmen), 5.11.
(8000/Staatspersonal gegen neues Lohnsystem). Lausanne: 24h, 13.9. (1500/gegen Asylpolitik (Ausschaffungen)); QJ, 24.9.
(5000/Staatspersonal gegen Sparmassnahmen); TA, 6.10. (10 000/Staatspersonal gegen Sparmassnahmen); Lib., 11.11.
(6000/Staatspersonal gegen Sparmassnahmen). Basel: TA, 30.1. (2000/gegen Sparmassnahmen an der Uni); NZZ, 12.2.
(1500/gegen Strassenbauprojekt in Riehen). Biel: Bund, 27.8. (2000/gegen Gewalt). Chur: NZZ, 26.1. (1500/gegen WEF). Flawil
(SG): NZZ, 20.1. (1500/gegen Spitalschliessung). Kloten: TA, 2.2. (7000/gegen Südanflüge). Luzern: NLZ, 28.4.
(1000/Staatspersonal gegen Sparmassnahmen). Meilen (ZH): TA, 23.4. (1000/gegen Spitalschliessung). Murten (FR): BZ, 26.1.
(4000/gegen Spitalschliessung). Reconvilier (BE): Bund, 25.11. (3000/Unterstützung für lokalen Streik). Riehen (BS): BaZ, 26.4.
(1500/gegen Strassenbauprojekt in Riehen). Solothurn: SZ, 2.12. (1500/Lehrer gegen Sparmassnahmen). Vevey (VD): TA, 15.3.
(1000/gegen Gewalt im Alltag). Würenlingen (AG): TA, 3.5. (3000/gegen Fluglärm).
21) Globalisierungskritiker: TA, 8.1., 16.1. und 24.1.04. Demonstrationen: 24h, 12.1.04 (Winterthur); BZ, LT und TA, 19.1.04; NZZ,
22.1.04; BüZ, 26.1.04. Vgl. SPJ 2003, S. 22 f. Zur Entwicklung und Aktivität von links- und rechtsextremen Gruppierungen
siehe den Extremismusbericht des Bundesrates: BBl, 2004, S. 5011 ff. und 6962 (Korrektur in Bezug auf eine zu Unrecht
erwähnte jüdische Gruppierung).
22) 24h, 17.1. und 18.1.05; Presse vom 31.1.05. In Bern fanden anstelle der zentralen Kundgebung Aktionen von kleinen
Demonstrantengruppen in der ganzen Innenstadt statt (Presse vom 24.1.05; WoZ, 27.1.05). 
23) Kundgebungen mit mindestens 1000 Beteiligten (ohne 1. Mai-Demonstrationen): Bern: Bund, 14.3. (1000/gegen
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Faschismus); Bund, 20.6. (5000/gegen Verschärfung der Asylpolitik); QJ, 14.11. (3000/Postangestellte); Bund, 18.11.
(10 000/Bauern); Bund, 2.12. (2000/Bundespersonal); Blick, 6.12. (1000/Bahnangestellte). Brugg (AG): AZ, 21.2. (6000/gegen
Spitalschliessung). Genf: TG, 17.10. (2000/gegen WTO). Lausanne: 24h, 25.7. (2000/Türken, Feier zur Staatsgründung).
Lugano: NZZ, 18.3. (1000/gegen eventuell antisemitischen Anschlag). Muntelier (FR): TA, 4.4. (1000/gegen
Industrieansiedlung in Galmiz). Zürich: TA, 5.9. (4500/gegen Südanflüge auf Kloten).
24) Kundgebungen mit mindestens 1000 Beteiligten (ohne 1. Mai-Demonstrationen): Bern: BZ, 11.2. (1000/Muslime gegen
Karikaturen); BZ, 13.2. (1000/Muslime gegen Karikaturen); Bund, 20.3. (1500/Kurden); Bund, 3.4. (1000/gegen Faschismus);
Bund, 3.4. (10 000/Ärzte); BZ, 10.4. (2500/Unterstützung des Streiks in Reconvilier); Bund, 30.5. (2000/Tamilen); Bund, 19.6.
(11 000/gegen Asylgesetzrevision); Lib., 19.6. (1500/gegen Erhöhung der Schwerverkehrsabgabe); Bund, 31.7. (3000/gegen
Israel); Bund, 22.8. (1500/Tamilen); Bund, 25.9. (25 000/Gewerkschafter für mehr Lohn); Bund, 2.10. (3000/Christen pro
Israel). Basel: BaZ, 30.1. (1500/gegen WEF). Lausanne: Lib., 6.10. (1000/Staatspersonal). Reconvilier (BE): QJ, 13.2.
(10 000/Unterstützung für Streik). Zürich: NZZ, 28.11. (2000/Staatspersonal).
25) NZZ und TA, 2.5.06.
26) TA und TG vom 24.7.07; TG, 26.7.07.
27) Bern: Presse vom 6.10. und 8.10.07; WoZ, 11.10.07 (Rechtsextreme). Lausanne: Lib., 7.9.07; TA, 19.9.07.
28) Kundgebungen mit mindestens 1000 Beteiligten (ohne 1. Mai-Demonstrationen). Bern: Bund, 18.6.07 (3500/für Rechte
der Flüchtlinge); Bund, 22.6. (1500/Bundespersonal); Bund, 8.10. (5000/SVP-Anhänger); Bund, 8.10.
(2000/Gegendemonstranten zu SVP-Demo); Bund, 15.10. (5000/CVP-Wahlkundgebung). Zürich: TA, 5.3. (2000/gegen
Ausschaffung eines Kurden); TA, 4.6. (10 000/Homosexuelle); Bund, 24.9. (15 000/Bauarbeiter); TA, 19.11. (1000/gegen
„Ausschaffung“ von Ausländern). Genf: TG, 12.6. (8000/Tamilen); Bund 19.6. (2000/Bauarbeiter). Lausanne: 24h, 20.9.
(1000/gegen BR Blocher); Bund, 23.11. (6000/Staatspersonal). Basel: Bund, 29.1. (1000/gegen WEF). Luzern: NLZ, 30.6.
(3000/Bauarbeiter). Würenlingen (AG): TA, 29.1. (4000/gegen Sperrung von Sportanlagen).
29) SoZ, 2.11.08; TA, 6.11.08.
30) Kundgebungen mit mindestens 1000 Beteiligten (ohne 1. Mai-Demonstrationen): Bern: Presse vom 13.4. (10 000/für BR
Widmer-Schlumpf); LT, 20.3. (3000/Bahn-Angestellte); Bund, 28.4. (7000/für Tibet); Bund, 15.9. (2000/für Flüchtlinge);
Bund, 17.11. (4000/Tamilen). Zürich: NZZ, 18.2. (2000/Unabhängigkeitsfeier Kosovo); TA, 25.2. (1000/Serben gegen
Unabhängigkeit Kosovo); TA, 19.3. (1500/für Tibet); NZZ, 21.4. (2000/für Flüchtlinge). Bellinzona: TA, 10.3. (3000/gegen
Schliessung der SBB-Werkstätte); Blick, 3.4. (10 000/gegen Schliessung der SBB-Werkstätte). Benken (ZH): TA, 22.9.
(2000/gegen neue AKW). Genf: TG, 25.2. (3000/Serben gegen Unabhängigkeit Kosovo). Lausanne: Lib., 1.2.
(12 000/Kantonsangestellte); Lib., 12.11. (8000/dito). Locarno: Bund, 5.2. (1000/gegen Gewalt). Murten (FR): Lib., 10.3.
(4000/gegen Spitalschliessung).
31) Kundgebungen mit mindestens 1000 Beteiligten (ohne 1. Mai-Demonstrationen): Bern: Bund, 12.1. (7000/gegen Israels
Intervention in Gaza); NZZ, 19.1. (1000/Solidarität mit Israel); Bund, 23.2. (1000/Tamilen); Bund, 11.3. (1500/Tibeter); Bund,
2.4. (1500/Ärzte); Bund, 12.5. (2000/Tamilen); BZ, 21.9. (25 000/Gewerkschaften gegen Wirtschaftskrise). Genf: NZZ, 19.1.
(1000/gegen Israels Intervention in Gaza); TG, 5.2. (10 000/Tamilen); NZZ, 21.2. (14 000/Tamilen); TG, 17.3. (12 000/Tamilen);
BZ, 18.5. (2000/Gewerkschaften gegen Krise); Bund, 30.11. (3000/gegen WTO); TG, 2.12. (1000/gegen Minarettverbot).
Luzern: TA, 9.3. (1500/Katholiken gegen die „reaktionäre“ Politik des Papstes); NZZ, 2.4. (1000/Ärzte). Zürich: NZZ, 2.4.
(1000/Ärzte); TA, 14.12. (1000/Studierende). Aarau: NZZ, 2.4. (1000/Ärzte). Freiburg: Lib., 22.3. (2500/Gedenkmarsch für ein
ermordetes Mädchen). Lausanne: 24h, 2.12. (3000/gegen Minarettverbot). St. Gallen: NZZ, 2.4. (1000/Ärzte). Sempach (LU):
SoZ, 30.8. und Blick, 31.8. (2000/Milchbauern).
32) Kundgebungen mit mindestens 1000 Beteiligten (ohne 1. Mai-Demonstrationen): Bern: Bund, 15.3.10 (6000/Frauen für
Gleichstellung); TA, 20.4.10 (2000/Wirte zu MwSt); Bund, 28.6.10 (4000/für mehr Rechte für Ausländer); NZZ-So, 26.9.10
(1000/gegen Verfolgung von Christen); Bund, 25.11.10 (1200/Postangestellte gegen Rationalisierung); Bund, 1.11.10
(2500/gegen Sparmassnahmen bei der IV); BZ, 13.11.10 (4000/Lehrer für bessere Arbeitsbedingungen); BZ 4.10.10
(1000/Antifaschistischer Abendspaziergang, Linksautonome); Freiburg: BZ, 6.9.10 (2000/Gegen Schliessung Brauerei
Cardinal); Genf: Bund, 1.11.10 (1500/Jugendliche für Konzertlokale); BAZ, 24.8.10 (2000 Velofahrer gegen Autoverkehr);
Gösgen (SO): Bund, 25.5.10 (4000/gegen AKW); Zürich: TA, 29.11.10 (1500/ Protest gegen Annahme der
Ausschaffungsinitiative); NZZ 12.4.10 (5000/ Solidaritätskundgebung für Tibet).
33) BZ, 24.1., 18.4., 9.5. und 31.10.11; NZZ, 14.6.11
34) TA, 31.10.11; BZ, 9.5.11.
35) TA, 1.11.-2.12.11.
36) TA, 20.3.12
37) TA, 21.8.12; BZ, 2.10.12.
38) Kundgebungen mit mindestens 1000 Beteiligten (ohne 1. Mai-Demonstrationen): Bern: NZZ, 12.3.12 (1000/Stilllegung der
AKW Mühleberg und Beznau); NZZ, 20.3.12 (4000/Mehr Lohn für Physiotherapeuten); NZZ, 4.6.12 (10000/Tanz dich frei);
Bund, 25.6.12 (5000/Gegen die Verschärfung der Asylpolitik); TA, 6.8.12 (1000/Für die Rechte von Nicht- Heterosexuellen)
St. Gallen: NZZ, 13.12.12 (1500/Lehrer); Zürich: TA, 21.8.12 (1500/Albisgüetli-Tagung der SVP).
39) NZZ, 16.4. und 23.9.13
40) LT, 30.5.12.
41) Presse du 24.3.00.; Presse du 7.12.00; Lib., 6.4.00.
42) LT, 7.8.02 et presse du 8.8.02 (manifestation devant le chalet de Pascal Couchepin); presse du 23.8 (annonce de l’USP de
cinq grandes manifestations), du 24.8 (manifestation à Morges, VD), du 26.8 (4000 paysans manifestent à Beromünster, LU)
et du 2.9.02 (plus de 1000 paysans manifestent à Fehraltorf, ZH); Bund, 2.9.02 (environ 5000 paysans manifestent dans la
région d’Ittigen, BE).
43) Presse des 17-18.11.05.
44) Lib., 26.8.09 ; SGT, 31.8.09 (manifestation Sempach).
45) Bund et 24h, 29.3.04.; QJ, 6.4.04.
46) TG, 8.9.01 (marges); 24h, 24.10.01 (ultimatum); presse du 6 au 10.11.01 (blocus); LT, 29.11.01 (plainte).
47) Presse des 6.4 (AZM) et 14.4.05 (Fédération des producteurs suisses de lait); NZZ, 15.4.05; Bund et SGT, 16.4.05 (AZM);
presse du 21.4.05 (manifestation Emmi, USP); NZZ, 22.4.05; Lib., 4.6.05.
48) NZZ, 1.2.08; TG, 2.2.08 (revendications); Lib. et NZZ, 17.4.08 (FPSL); LT et NZZ, 23.5.08 (échec des négociations); presse
des 29 et 30.5.08 (grève Uniterre et Big-M); LT et Lib., 2.6.08 (ultimatum FPSL), presse du 4.6.08 (accord); LT, 10.7.08
(hausse des prix des produits laitiers); Lib., 6.11.08 et NZZ, 20.12.08 (baisse des prix).
49) Presse du 2.5. (fin des contingents laitiers) et du 30.6.09 (naissance de l’IP lait) ; NZZ, 25.7.09, Lib., 20.10.09 et presse du
21.10.09 (système des trois piliers) ; LT, 16.9.09, NZZ, 21.9.09, Lib., 22.9.09 et LT, 23.9.09 (grève du lait).
50) Lib., 30.1, 18.2 (indice des quantités), 22.4 (non application des mesures), 6.5, 7.5 et 8.5.10 (beurre); LT, 2.2.10 (indice des
quantités); NZZ, 3.6 (beurre) et 13.7.10 (manifestations); QJ, 22.6.10 (augmentation); Blick, 16.7.10 (manifestations); DFE,
Communiqué de presse, 26.2.10 (prix du lait).
51) TG, 14.7.10.
52) BZ, 9.9.15; Blick, NZZ, 10.9.15; NZZ, 28.11., 14.12.15; Blick, 29.12.15
53) OFAC, communiqué de presse, 26.10.04; DETEC, communiqué de presse, 1.12.04.; Presse du 17.7.04; DETEC,
communiqué de presse, 16.7.04.
54) SGT, 28.10.10.
55) Presse vom 24.1.11; BaZ, 27.1. und 28.1.11; TdG, 2.2.11; BaZ, 17.10.11
56) Presse vom 3.4.2006. 
57) BaZ, 31.5.99. ; NZZ, 10.3.99. 
58) Presse vom 24.8.99.
59) NZZ, 5.3.01. Siehe SPJ 2000, S. 242. (LT, 19.5.01)
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60) TA, 11.2.02; Bund, 16.3.02; Presse vom 21.10.02.
61) BaZ, 14. 3. und 21.5.02; Bund, 9.4. und 13.12.02; NZZ, 8.8.02; Presse vom 31.10. und 14.12.02; WoZ, 14.11.02; AZ, 7.12.02.
62) LT, 6.8. et 10.9.12
63) Faktenblatt Muslimische Seelsorge in öffentlichen Institutionen; Faktenblatt Zürich-Kompetenz
64) NZZ und WoZ, 27.8.09; SGT, 12.9.09; NZZ, 18.9.09.
65) NZZ, 8.4.17; AZ, LT, NZZ, SGT, TA, TG, 24.8.17; LT, 25.8.17; WW, 31.8.17; NZZ, 23.11.17; LMD, LT, 23.12.17
66) Blick, 12.2.14; SoZ, 16.2.14; TA, 1.7.14; SO, 6.7., 5.10., 19.10.14; CdT, 21.10.14; BaZ, 27.10.14
67) TA, 11.7.03.
68) Medienmitteilung SGV vom 8.01.2015; SGV (2015) KMU-Rating 2011-2014; SoZ, 11.1.15; AZ, TG, 21.1.15; LT, 26.2.15; TA, 18.4.15
69) So-Bli, 17.7.16; NZZ, 31.8.16; TA, 6.9., 21.9., 23.9.16; NZZ, 26.10.16; TA, 19.11.16
70) SGT, 17.1.15; TZ, 19.1.15; BaZ, 6.2.15; NZZ, 20.1.16; LZ, 1.2.16; BLZ, BaZ, TA, 2.2.16; BaZ, 3.2.16; BLZ, BaZ, 4.2.16; SGT, 6.2.,
26.2.16
71) NZZ, 10.8.02; LT und TA, 23.8.02; TG, 24.8.02 (Morges); NLZ, 26.8.02 (Beromünster); BaZ, 31.8.02 (Sissach); SGT, 2.9.02
(Fehraltorf); Bund, 2.9.02 (Grauholz). Zu den Ausschreitungen von 1996 in Bern siehe SPJ 1996, S. 25.
72) Lib., 26.8.09; TA, 27.8.09; SGT, 31.8.09.
73) Bund, 18.9. und 21.9.09.
74) BaZ, 24.6.15; TA, 29.9.15; SoZ, 1.11.15; TA, 10.11.15; NZZ, 11.11.15; Exp, 12.11.15; NZZ, 17.11.15; Blick, NZZ, 10.12.15
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